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»Gesundheit!« – Eine Höflichkeitsformel, die sich an Menschen 
richtet, die verschnupft sind und nießen. Nein, in dieser DDS geht 
es nicht um das Thema, wie oft sich pädagogische Fachkräfte in der 
kalten Jahreszeit bei Kindern und Jugendlichen anstecken, mit der 
Folge, dass Kita-Gruppen und Klassen dann im Krankheitsfall auf-
grund der miserablen Personaldecke nicht mehr ausreichend ver-
sorgt werden können. Es geht um schlechte Rahmen- und Arbeits-
bedingungen, die sich z. B. in prekären Arbeitsverhältnissen aus-
drücken, die nicht nur krank machen, sondern auch Lebenszeit kos-
ten. Fatale Folgen also, die die Politik, die Dienstherrn und Träger 
billigend in Kauf nehmen. Warum sie das tun? Weil gesundheitser-
haltende und -fördernde Maßnahmen angeblich zu teuer sind, weil 
angeblich belastbare Forschungsergebnisse fehlen … Um Ausreden 
sind sie nicht verlegen. Es ist an der Zeit, dass sie »Gesundheit!« auf 
ihre Tagesordnung schreiben und handeln, denn die Beschäftigten 
in den Bildungseinrichtungen sind – jahreszeitunabhängig – längst 
mehr als verschnupft.                                              

Dorothea Weniger

Wichtig! ... Wichtig! ... Wichtig! ... Wichtig! ... Wichtig! ... Wichtig!

Liebe Leserin, lieber Leser,
die DDS-Redaktion macht – wie in jedem Jahr – im Januar 
eine kleine Pause. Das bedeutet: Die nächste DDS wird erst 
im Februar 2018 in den Briefkästen liegen.
Wir wünschen allen erholsame Feiertage und einen guten 
Beginn des Jahres 2018.       

Die Redaktion

Beitragsquittung für 2017
Die Februar-Ausgabe 2018 der »Erziehung und Wissenschaft« 
wird in ihrem Umschlag wieder die Beitragsquittung für das Jahr 
2017 enthalten.
Wir bitten deshalb um Aufmerksamkeit.
Diese Beitragsquittung enthält persönliche Daten und wird deshalb 
vor fremden Blicken geschützt, indem sie durch Perforation bzw. 
Verklebung wie ein Brief verschlossen wird. 
Die Mitglieder, die trotzdem Datenschutzbedenken haben und 
von dieser Versandart ausgenommen werden wollen, mögen sich 
bitte bis spätestens 15. Dezember 2017 in der GEW-Landesge-
schäftsstelle melden:
GEW Bayern, Schwanthalerstr. 64, 80336 München
Fax: 089 5389487, E-Mail: mitgliederverwaltung@gew-bayern.de 
Wer dennoch eine Beitragsquittung wünscht, fordert diese bitte in 
der Geschäftsstelle an: Tel. 089 5440810 oder info@gew-bayern.de
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Prekarisierung 
von Arbeitsverhältnissen 
im Bildungsbereich

Vordergründig hat sich die Erwerbstä-
tigkeit während der zurückliegenden 25 
Jahre positiv entwickelt; die Zahl der Er-
werbstätigen stieg von 37,5 Mio. (1991) 
auf 43,5 Mio. (2016).3 Getragen wurde 
diese Entwicklung jedoch von der Zunah-
me der Beschäftigungsformen, die über-
wiegend mit einem hohen Maß an Ar-
beitsplatzunsicherheit, geringen Löhnen 
und unbefriedigenden Arbeitsbedingun-
gen verbunden sind. Die Stichworte lau-
ten: Teilzeit-, Zeit- und Leiharbeit, Werk-
verträge und prekäre Selbstständigkeit. 
1996 stellten atypisch Beschäftigte an al-
len abhängig Beschäftigten einen Anteil 
von 15,0 Prozent, 2016 aber von 20,7 Pro-
zent.4 Die ebenfalls angewachsene Grup-
pe der prekär tätigen Soloselbstständigen 
ist in diesen Zahlen noch gar nicht enthal-
ten.

Nicht immer, aber häufig gehen atypi-
sche Beschäftigung und niedrige Einkom-
men Hand in Hand, wobei Frauen von der 
Negativentwicklung um ein Vielfaches 
häufiger als Männer betroffen sind. Nach 
den Mikrozensusdaten des Statistischen 
Bundesamtes bezogen 2015 37 Prozent 

Zwei Entwicklungen sollten uns alar-
mieren: Vom Trend zur Verlängerung der 
Lebenserwartung profitieren in Deutsch-
land Menschen mit geringem Einkommen 
kaum noch. Wer arm ist, stirbt als Frau 
gut acht und als Mann rund elf Jahre frü-
her als Frauen respektive Männer am an-
deren Ende der Einkommenspyramide.1 
Zugleich nehmen psychische Störungen 
und chronische Mehrfacherkrankungen 
zu. Die Rentenneuzugänge aus psychisch 
bedingter Erwerbsminderung stiegen in 
der Konsequenz im Zeitraum von 2009 bis 
2015 bei Männern von jährlich 29.000 auf 
32.000 und bei Frauen von 36.000 auf rund 
43.000.2 In den Zahlen spiegelt sich, dass 
die Abkehr von Beschäftigungsformen 
mit festem Arbeitsvertrag und auskömm-
lichem Einkommen Gesundheit kostet.

Der nachfolgende Beitrag umreißt zu-
nächst Ausmaß, Entwicklung und Ursa-
chen der Prekarisierung von Arbeit im 
deutschen Bildungswesen; sodann wer-
den die gesundheitlichen Folgen in den 
Blick genommen. Aufgeworfen wird da-
bei auch die Frage nach den politischen 
Schlussfolgerungen.

Prekäre Arbeit im Bildungswesen
Ausmaß, Entwicklung und gesundheitliche Folgen

der erwerbstätigen Frauen der Alters-
gruppe 20 bis 65 Jahre (6,6 Mio.) ein Net-
toeinkommen von weniger als 1.100 EUR; 
bei den Männern lag der Anteil mit 12,5 
Prozent nur ein Drittel so hoch (absolut: 
2,5 Mio.).

Besonders ausgeprägt ist die Spaltung 
der Beschäftigten im Bildungssystem. Die 
gängigen Gleichsetzungen von geringer 
Qualifizierung und niedrigen Löhnen grei-
fen hier nicht. Entstanden ist in Teilberei-
chen ein akademisches Prekariat, das sich 
soweit verfestigt hat, dass auch der Fach-
kräftemangel, der aktuell aus dem Aus-
bau von Ganztagsschulen bei wieder stei-
genden Schüler*innenzahlen resultiert, 
nur punktuell Verbesserungen bewirkt. 
Die Prekarisierung konzentriert sich auf 
die Hochschulen und die Bereiche soge-
nannter non-formaler Bildung.

Kinder- und Jugendbetreuung 

Die Schaffung eines Rechtsanspruchs 
auf formale Betreuung für Kinder ab dem 
ersten Lebensjahr setzte eine dynami-
sche Nachfrage in Gang. Weder quanti-
tativ noch qualitativ hält das Angebot da-
mit Schritt. Zwar weist der Ländermonitor 
der Bertelsmann-Stiftung Verbesserun-
gen der Fachkraft-Kind-Relation aus. Ei-
nerseits jedoch stehen viele Stellen, weil 
unbesetzt, nur auf dem Papier. Anderer-
seits fehlen selbst nach Darstellung der 

1 Zwischen der höchsten und der niedrigsten Einkom-
mensgruppe differiert die mittlere Lebenserwartung 
bei Frauen um 8,4 und bei Männern um 10,8 Jahre; 
vgl. Robert-Koch-Institut: Gesundheit in Deutschland 
2015. Berlin, S. 150

2 Gesundheitsberichterstattung des Bundes (gbe-
bund.de), Tabelle »Rentenzugänge wegen verminder-
ter Erwerbsfähigkeit in der GesetzlichenRentenversi-
cherung«

3 Statistisches Bundesamt: Bevölkerung und Erwerbs-
tätigkeit. Fachserie 1 Reihe 4.1.1

4 BT-Drs. 18/13655 vom 28.09.2017, Tab. 19

Foto: imago/IPON
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Bertelsmann-Stiftung zur Erreichung ei-
ner guten fachlichen Qualität 130.000 
Vollzeitbeschäftigte (Bayern: 13.133).5 Die 
fehlenden Plätze – einer U3-Betreuungs-
quote von rund einem Drittel steht ein 
Bedarf (Elternbefragungen) von mehr als 
40 Prozent gegenüber – sind dabei noch 
gar nicht berücksichtigt. Welche Lücke 
sich perspektivisch auftut, hat das Deut-
sche Jugendinstitut (DJI) ermittelt. Für 
die Betreuung der bis zu Zehnjährigen in 
Krippen, Kindertageseinrichtungen, Hor-
ten und Ganztagsschulen werden danach 
329.000 zusätzliche pädagogische Fach-
kräfte benötigt – ein Bedarf, der bei Be-
rücksichtigung altersbedingter Abgänge 
über die derzeit in Ausbildung befind-
lichen Nachwuchskräfte nicht gedeckt 
werden kann. Es drohe eine Fachkraftlü-
cke von etwa 309.000 in der Kita, 15.000 
in der Kindertagespflege und 5.000 in den 
Ganztagsschulen.6

Wenn die Nachfrage nach Arbeits-
kräften höher als das Angebot ist, sollte 
man erwarten können, dass die Arbeitge-
ber mit einer Verbesserung der Arbeits- 
und Entlohnungsbedingungen reagieren. 
Davon aber ist jenseits hohler Verspre-
chungen, den Erzieher*innenberuf auf- 
werten zu wollen, bislang wenig zu se-
hen. Für akademisch gebildete Erzie-
her*innen gibt es immer noch keinen ei-
genen Tarif, der zur Gleichstellung mit 
Grundschulpädagog*innen führt. Die al-
lermeisten Erzieher*innen sind teilzeit-
beschäftigt und kein einziges Bundesland 
bietet bei den Befristungen ein positives 
Bild. Nach den Angaben im Nationalen 
Bildungsbericht 2016 hatten 2015 43,3 
Prozent der unter 25-Jährigen nur einen 
befristeten Arbeitsvertrag.7

Hochschulen

Mit der massiven Zunahme der Stu-
dierendenzahlen von 1,8 Mio. 1998/99 
auf 2,8 Mio. 2016/178 erhöhte sich auch 
der Finanzbedarf der Hochschulen. Statt 
jedoch die öffentliche Grundfinanzierung 
gemessen am Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
entsprechend anzupassen, wurde auf 
schnellen Durchfluss (Bachelorstudien-
gänge), privates Kapital, eine unterneh-

merische Wettbewerbslogik und die Wei-
tergabe des Kostendrucks an die Beschäf-
tigten gesetzt. Im internationalen Ver-
gleich hat Deutschland einen der höchs-
ten Anteile von Lehrkräften, die nur über 
einen befristeten Arbeitsvertrag verfügen 
(2014: 93 Prozent der wissenschaftlichen 
und künstlerischen Mitarbeiter*innen 
unter 45 Jahren).9 Die Bedeutung prekä-
rer Beschäftigung nahm in dem Maße zu 
wie komplementär zum Rückgang öffent-
licher Ausgaben pro Studierendem die 
Bedeutung der Drittmittelfinanzierung, 

insbesondere bezogen auf den Mittelbau, 
stieg. Wenn jedoch Stellen an zeitlich be-
fristete Projekte gebunden sind, gehen 
Gesetze wie das am 17.3.2016 in Kraft ge-
tretene Wissenschaftszeitvertragsgesetz 
weitgehend ins Leere.

Weiterbildung

In der Koalitionsvereinbarung von 
SPD und Bündnis90/Die Grünen vom 
20.10.1998 wurde angekündigt, die Wei-
terbildung »als vierte Säule des Bildungs-
systems« auszubauen und zu verankern 
(vgl. S. 19). Das Versprechen war auf Sand 
gebaut, weil nicht kompatibel mit dem 
prioritär verfolgten Ziel, über den Hebel 
groß angelegter Steuerkürzungen die 
Staatsausgabenquote weiter abzusenken. 
Statt die Weiterbildung zu stärken, wurde 
sie geschwächt und die Leistungserbrin-
gung immer mehr auf prekär Beschäftigte 
verlagert. Dass eine bundesweite Weiter-
bildungsstatistik bis heute nicht existiert, 
die Statistik vielmehr in Einzelstatistiken 
– jeder Träger mit eigener Statistik – zer-
fleddert, liegt in der Logik dieser Fehlent-
wicklung. Das Bild jedoch, das verfügba-
re Statistiken, insbesondere die des Bun-
desinstituts für Erwachsenenbildung für 
den Weiterbildungsverbund, liefern, ist 
einigermaßen erschreckend. Die Entwick-
lung seit der rot-grünen Ausbauankündi-
gung ist durch einen stetigen Rückgang 
der Stellen für festangestelltes Personal 
bei gleichzeitigem Anwachsen der Bedeu-
tung von freiberuflicher, nebenamtlicher 
und ehrenamtlicher Tätigkeiten geprägt. 
Bis Ende 2014 sank die Zahl der haupt-
amtlich besetzten Stellen um fast 20 Pro-
zent auf rund 10.600, die der freiberuf-
lich, nebenamtlich und ehrenamtlich Tä-
tigen stieg gegenläufig auf fast 260.000 
Personen (+ 7,2 Prozent) an.

Obwohl die Gruppe der fest angestell-
ten Pädagog*innen stark geschrumpft 
ist, liegen ihre Einkommen deutlich un-
ter dem, was pädagogische Fachkräfte im 
Beamten- oder Angestelltenverhältnis an 
Schulen verdienen. Die nur auf Honorar-
basis Tätigen stehen noch weiter zurück. 
Politisch gewollt entstand eine Art akade-
misches Prekariat mit so niedrigen Hono-
rarsätzen, dass nach Abzug der Beiträge, 
die die Freiberufler*innen für ihre soziale 
Absicherung (Arbeitslosigkeit, Krankheit, 
Berufsunfähigkeit, Alter) tragen müssen, 
netto häufig nur ein Stundenlohn im Be-
reich des gesetzlichen Mindestlohnes ver-
bleibt. Aus den Angaben im Nationalen 
Bildungsbericht 2016 kann indirekt ge-

5 Bertelsmann Stiftung: Ländermonitor 2017
6 DJI-Pressemitteilung vom 15.9.2017: Zu wenig Be-

treuungsplätze für zu viele Kinder: DJI warnt vor 
Platz- und Personalmangel bis 2025

7 Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2016): Bil-
dung in Deutschland 2016. W. Bertelsmann Verlag, 
Bielefeld; Tab. C4-2A, S. 248

8 In Bayern nahm die Studierendenzahl von 233.100 
auf 378.200 zu; vgl. Datenportal des Bundesbil-
dungsministeriums; datenportal.bmbf.de/portal/ 
de/K254.html (Zugriff: 13.10.2017) 

9 Vgl. Rogge, Jan-Christoph (2017): Karrierewege und 
-orientierungen in Wirtschaft und Wissenschaft im 
Vergleich – Ausdifferenzierung vs. Zuspitzung? In: 
WSI-Mitteilungen 05/2017, S. 364 ff.
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schlussfolgert werden, dass im Jahr 2014 
mehr als 30 Prozent der in der Weiterbil-
dung Haupterwerbstätigen dem Niedrig-
lohnsektor zuzuordnen waren.10

Kulturelle Bildung

Die Vorhaltung von Stadtbüchereien 
und Musikschulen ist in Deutschland, an-
ders als in vielen anderen Ländern, keine 
staatliche respektive kommunale Pflicht-
aufgabe, sondern fällt unter die freiwilli-
gen Selbstverwaltungsaufgaben der Kom-
munen. Diese aber setzen bei engen Finan- 
zen den Rotstift zunächst bei ihren freiwilli- 
gen Aufgaben an. Die ergriffenen Maß-
nahmen reichen von Kürzungen bei Per- 
sonal und Sachmitteln bis zur Schlie- 
ßung von Einrichtungen. Nicht weiter 
verwunderlich schrumpfte die Gruppe 
der Festangestellten bei allen kommu- 
nalen Einrichtungen, die in den Bereich 
der freiwilligen Aufgaben fallen, wäh-
rend der zurückliegenden beiden Deka-
den nicht nur marginal, sondern erheb-
lich. Im Gegenzug wuchs die Honorarbe-
schäftigung. Wie desaströs etwa die so-
ziale Situation und die Arbeitsbedingun- 
gen der Lehrkräfte von Musikschulen sind, 
offenbarte 2008 eine von ver.di durch- 
geführte Befragung. Ihre Wiederholung 
2012 unter mehr als 5.000 Lehrkräften 
ergab weitere Verschlechterungen. Ob- 
wohl sich drei von vier Musikschulleh-
rer*innen eine Festanstellung wünschen, 
müssen sich bundesweit fast 60 Prozent 
mit Honorarverträgen begnügen. Die Ein- 
kommenssituation hat sich so verschlech-
tert, dass im Bundesdurchschnitt 2012 
nur noch ein Jahreseinkommen von 
12.404 EUR erzielt wurde (2008: 13.330 
EUR). Baden-Württemberg und Bayern 
halten dabei die rote Laterne; in Bayern 
sank das durchschnittliche Jahreseinkom-
men von 15.178 EUR auf 12.055 EUR.11 

Prekäre Arbeit kostet 
Gesundheit

Wie dargestellt, frisst sich die Prekari-
sierung von Arbeit schon seit Jahren suk-

zessive vom Rand in die Kernzone des Bil-
dungssystems vor. Auch verbeamtete 
Lehrer*innen tragen gesundheitliche Las-
ten, etwa aufgrund des Fehlens ausrei-
chender Unterstützungsstrukturen und 
häufig entgrenzter Arbeit.12 Vor Prekari-
sierung jedoch schützt der Beamtensta-
tus, weshalb angehende Lehrkräfte ver-
stärkt in diese Schutzzone drängen. Län-
der mit einem geringen Ausmaß prekä-
rer Arbeitsverhältnisse geben relativ zu 
ihrer Wirtschaftskraft weit mehr öffent-
liche Mittel für Bildung aus als Deutsch-
land. Um auf den Durchschnitt der zehn 
OECD-Länder mit den höchsten Bildungs-
ausgaben zu kommen, müsste Deutsch-
land seine öffentlichen Bildungsausga-
ben um rund 45 Mrd. EUR steigern.13 Sich 
Mehrausgaben in dieser Größenordnung 
zu ersparen, kostet Produktivität, Innova-
tionskraft, Zufriedenheit und gesunde Le-
bensjahre. Nur knapp sieben gesunde Le-
bensjahre können in Deutschland diejeni-
gen erwarten, die das 65. Lebensjahr er-
reicht haben; in Norwegen und Schweden 
sind es über 15 Jahre.14 Noch steigt die 
durchschnittliche Lebenserwartung, aber 
ein Trendbruch wie in den USA ist dann 
nicht auszuschließen, wenn auch bei uns 
die sozialen Faktoren weiter brüchig wer-
den, auf denen die Mitte des 19. Jahrhun-
derts begonnene Steigerung der Lebens-
erwartung weit mehr als auf dem medizi-
nischen Fortschritt gründet.15

Auf der Negativspirale

Prekäre Beschäftigungsformen wei-
sen Merkmale auf, durch die Stressfakto-
ren auf Dauer gestellt werden. Wenn Ar-

beit Zufriedenheit stiftet, sich Anspan-
nung und Entspannung laufend abwech-
seln, ist gelegentlicher Stress kein Prob-
lem. Der Organismus bewegt sich dann in 
einem gesunden Rhythmus. Nicht Stress 
an sich ist das Problem, sondern negati-
ver Stress, der sich aus dem Gefühl exis-
tenzieller Unsicherheit, fehlender Plan-
barkeit des eigenen Lebensentwurfs und 
dem Ausgeliefertsein gegenüber Markt-
bedingungen, die als ungerecht erlebt 
werden, speist. Folgende, bei prekärer 
Arbeit häufig kumuliert anzutreffende 
Merkmale, setzen Körper und Psyche un-
ter Druck:16 
n Geringes und stark schwankendes Ein-

kommen mit diversen Folgeproble-
men, z. B. wenn Einkommensnach-
weise verlangt werden (Anmietung ei-
ner Wohnung, Aufnahme eines Kredi-
tes usw.).

n Fragile soziale Absicherung: Die auf  
Honorarbasis arbeitenden Pädago- 
g*innen sind mit der Eigenfinanzie-
rung von (Sozial-)Versicherungsbeiträ-
gen häufig überfordert.

n Hoher Zeit- und Arbeitsdruck, wenn 
zur Existenzsicherung mehrere Jobs 
nebeneinander ausgeübt werden 
müssen.

n Missverhältnis zwischen Arbeitsein-
satz und Lohn: Dies wird als grobe Un-
gerechtigkeit erlebt. 

n Ständiges Gefühl von Unzufriedenheit: 
Dass fest angestellte Kolleg*innen 
mit vergleichbarer Qualifikation bes-
ser bezahlt werden, über eine besse-
re soziale Absicherung verfügen, bes-
seren Zugang zu Weiterbildungsmaß-
nahmen und betrieblichen Gratifikati-
onssystemen haben, schürt Neid und 
Missgunst.
Die individuellen Reaktionsmuster 

und Toleranzschwellen sind je nach Per-
sönlichkeit, individueller Belastungstole-
ranz und der Verfügbarkeit sozialer Un-
terstützungsressourcen verschieden. Die 
Bandbreite reicht von gelegentlichem 
psychischem Unwohlsein über die Aus-
bildung entweder somatischer Beschwer-
den (Rückenschmerzen, Magen-Darm-Be-
schwerden, Ausschläge usw.) oder psychi-
scher Störungen (Schlafstörungen, Angst- 
störungen, Depression/Burn-out) bis zu 
nach außen gerichtetem aggressivem Ver-

10 Vgl. Rogge, Jan-Christoph (2017): Die gebildeten Ein-
kommensklassen nehmen nicht Bezug auf die Nied-
riglohnschwelle. Aus dem Umstand jedoch, dass fast 
28 Prozent (Frauen: 36 Prozent) ein monatliches Brut-
toeinkommen von weniger als 1.751 EUR erzielten, 
können entsprechende Schlüsse gezogen werden  
(a. a. O., Tab. G3-3A, S. 314).

11 Vgl. Bossen, Anja (2012): Einkommenssituation und 
Arbeitsbedingungen von Musikschullehrkräften und 
Privatmusiklehrern 2012, Ergebnisse einer Umfrage 
der Fachgruppe Musik der ver.di von März 2012-Mai 
2012, Frankfurt/O. 17): Karrierewege und -orientie-
rungen in Wirtschaft und Wissenschaft im Vergleich – 
Ausdifferenzierung vs. Zuspitzung? In: WSI-Mitteilun-
gen 05/2017, S. 364 ff.

12 Beim DGB-Index »Gute Arbeit« von 2012/13 sagten 
im Bereich »Erziehung und Unterricht« 45 Prozent 
der Beschäftigten, dass sie häufig oder oft unbezahlte 
Arbeit leisten (über alle Branchen: 17 Prozent).

13 Bei den gesamten öffentlichen Bildungsausgaben 
(inkl. öffentlicher Förderung privater Ausgaben und 
Einrichtungen) erreichte Deutschland im OECD-Ver-
gleich 2013 nur Rang 24, bei Betrachtung nur der Fi-
nanzierung von Bildungseinrichtungen 2014 sogar 
nur Rang 26; vgl. OECD (2016): Education at a Glance 
2016. Indikatoren B2.3. und B4.1.; eigene Berech-
nung

14 Eurostat: Gesunde Lebensjahre (Periode: 1995-2003) 
[hlth_hlye_h] und Gesunde Lebensjahre (ab 2004) 
[hlth_hlye]; Update 22.4.2016

15 Anders als viele denken, waren und sind medizinische 
Fortschritte für die Entwicklung der Lebenserwar-
tung weniger bedeutsam als soziale Fortschritte von 
der Abschaffung der Kinderarbeit bei gleichzeitiger 
Durchsetzung der allgemeinen Schulpflicht über die 
Verbesserung der Wohnverhältnisse, die Reduzie-
rung der Arbeitszeit bis zum Aufbau sozialer Siche-
rungen; vgl. Weiland, Stephan et al. (2006): Zunahme 
der Lebenserwartung. Größenordnung, Determinan-
ten, Perspektiven. In: Deutsches Ärzteblatt, Jg. 103, 
Heft 16 v. 21.4.2006, S. A1072 ff. Allein die Einfüh-
rung der Bismarck´schen Krankenversicherung ließ 
die Sterblichkeit unter Arbeiter*innen um 8,9 Pro-
zent sinken; vgl. Bauernschuster, Stefan/Driva, Anas-
tasia/Hornung, Erik (2017): Bismarck´s Health Insu-
rance and the Mortality Decline. Cesifo Working Pa-
pers 6601 (August 2017); Download: www.cesifo-
group.org/wp

16 Vgl. Publikationen der Bundesanstalt für Arbeits-
schutz und Arbeitsmedizin (u. a. »Stressreport 
Deutschland 2012« und »Psychische Gesundheit in 
der Arbeitswelt« von 2017; baua.de); das Kapitel 1 
von OECD (2016): Health at a Glance: Europa 2016; 
Heiden, Mathias (2014): Arbeitskonflikte: Verborge-
ne Auseinandersetzungen um Arbeit, Überlastung 
und Prekarität. edition sigma, Berlin
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halten, um sich abzureagieren.
Die folgende Abbildung verdeutlicht 

die Negativspirale, die entstehen kann, 
wenn die Belastung, die aus prekären Ar-
beits- und Entlohnungsbedingungen re-
sultiert, nicht nur temporär besteht, son-
dern über viele Jahre anhält. Wer nach 
dem Studium für ein, zwei Jahre eine 
Schleife prekärer Beschäftigung durch-
läuft, die dann in eine feste Beschäftigung 
mündet, kann den etwas holprigen Be-
rufseinstieg meist gut wegstecken. Wer 
sich aber nach fünf, sechs Jahren immer 
noch von einer prekären Beschäftigung 
zur nächsten hangelt, ohne Licht am Hori-
zont zu sehen, droht in eine Negativspira-
le zu geraten. Die Abbildung verdeutlicht, 
wie das Ineinandergreifen mehrerer Be-
lastungsfaktoren vorhandene Schutzfak-
toren sukzessive aufbraucht und so dem 
Entstehen chronischer Erkrankungen Vor-
schub leistet. Auch das Risiko, im Alter De-
menz zu entwickeln, ist bei Menschen, die 
über längere Zeit unter Dauerstress lei-
den, erhöht.17

Was folgt?

Die Prekarisierung von Arbeit fügt sich 
in die neoliberale Umgestaltung der Ar-
beitswelt ein. Wer im Denkmodell des 
Neoliberalismus verbleibt, wird zur Bear-
beitung der gesundheitlichen Folgen pri-
mär nach individuellen Anpassungsstra-
tegien suchen. »Werde resilient!« lau-

tet die Botschaft. Wer es nicht schafft, 
ist selbst schuld. Verkannt werden hier 
grundlegende Zusammenhänge: Zum ei-
nen ist Resilienz die Ausnahme; zum an-
deren hängt die Entwicklung von Resili-
enz auch an der Verfügbarkeit öffentli-
cher Güter, deren weitere Privatisierung 
und Vermarktlichung gerade Teil der neo-
liberalen Agenda ist. 

Wer auf einen gut ausgebauten und 
kostengünstigen öffentlichen Verkehr zu-
rückgreifen kann, braucht kein eigenes 
Auto; wo ausreichend preisgünstiger öf-
fentlicher Wohnraum verfügbar ist, min-
dert dies die Abhängigkeit vom frei fi-
nanzierten Wohnungsmarkt; wo Ent-
spannung, Sport und Bewegung in öf-
fentlichen Parks, Wäldern, Saunen und 
Schwimmbädern kostenlos oder zu ge-
ringen Entgelten möglich ist, scheitert die 
Praktizierung eines gesunden Lebensstils 
nicht an Markthürden. Nur sehr begrenzt 
also lassen sich Prozesse der Erhöhung in-
dividueller Belastungen durch Erhöhung 
der individuellen Belastungstoleranz auf-

fangen. Nachhaltiger Erfolg ist so nicht 
zu erwarten. Dazu bedarf es einer politi-
schen Trendwende. Nur die Umwandlung 
prekärer Honorar- und Zeitarbeitsjobs in 
feste, tariflich gebundene Anstellungsver-
hältnisse zu fordern, reicht nicht. Wie an-
gesprochen, resultiert die Prekarisierung 
aus der nicht auskömmlichen öffentli-
chen Finanzierung von Bildung. Der Kos-
tendruck wird an die schwächsten Glie-
der des Systems weitergegeben. Einer-
seits an die Jungen, andererseits an die 

Beschäftigten in den Fächern und Einrich-
tungen, die nicht zum schulischen Kern 
zählen und keine Relevanz für das Ab-
schneiden bei PISA haben. Die öffentli-
che Unterfinanzierung bei gleichzeitiger 
Vermarktlichung ist also der gemeinsame 
Nenner der hier grob umrissenen Preka-
risierung. Mehr Geld ist nicht alles, ohne 
höhere öffentliche Ausgaben (gemessen 
am BIP) geht es aber nicht. Im Grundsatz 
versprechen dies alle Parteien seit Jah-
ren und verweisen dann gern auf die Not-
wendigkeit der Priorisierung von Bildung. 
Das Ergebnis ist so, wie dargestellt. Nicht 
nur das Bildungssystem nämlich ist unter-
finanziert. Wir haben auch einen Pflege-
notstand, es droht Altersarmut und glei-
chermaßen die Polizei wie die Gerichte ar-
beiten am Limit. Ohne Stärkung der staat-
lichen Einnahmebasis durch Steuererhö-
hungen wird sich daher das Spiel mit den 
leeren Versprechungen fortsetzen. Steu-
ererhöhungen aber sind von der nächs-
ten Bundesregierung nicht zu erwarten. 
Im Gegenteil. Punktuelle Verbesserungen 
hier und da schließt dies nicht aus. Für 
eine grundlegende Trendwende fehlen 
derzeit jedoch die politischen Vorausset-
zungen. An ihnen zu arbeiten, bleibt die 
Herausforderung. 

von Dr. Cornelia Heintze
Stadtkämmerin a. D. 

Politologin, Coach 
Kontakt:  

info@dr-heintze-beratung.de

Frau Dr. Heintze hielt auf der LVV 2017 der GEW Bay-
ern einen Vortrag zum Thema »Gute Arbeit in der Bil-
dung – Bestandsaufnahme und Folgerungen für die 
öffentliche Bildungsfinanzierung«; vgl. gew-bayern.de

17 Eine schwedische Langzeitstudie mit 800 Frauen mitt-
leren Alters ergab ein um 20 Prozent erhöhtes Risiko; 
vgl. Ärzteblatt vom 7.10.2013, S. 3410

Abbildung: Negativspirale dauerhaft prekäre Beschäftigung       Grafik: Cornelia Heintze
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Schadstoffe in Bildungseinrichtungen 
– wer trägt die Verantwortung?

Treten gesundheitliche Beschwerden 
in Bildungseinrichtungen auf, tragen die 
Arbeitgeber natürlich die größte Verant-
wortung. Ihre Aufgabe ist es, Bedingun-
gen zu schaffen, die die Gesundheit der 
Kinder und Jugendlichen, aber auch die 
der Beschäftigten nicht beeinträchtigen.

Personalvertreter*innen haben als 
gewählte Vertreter*innen aber ebenfalls 
eine hohe Verantwortung. Sie müssen 
darauf dringen, dass die allgemeinen 
Rechte eingehalten und durchgesetzt 
werden. Vor allem aber sind sie auch für 
die Wahrnehmung der Sicherung der Ge-
sundheit unter anderem bei Schadstoff-
belastungen in der jeweiligen Einrichtung 
zuständig. 

Vertuschen, vertrösten statt 
handeln

Aus langjähriger Erfahrung bei zahl-
reichen Schadensfällen an Schulen und 

Kitas und auch aus den Medien1 muss-
ten wir feststellen, dass in den meisten 
Fällen seitens der Einrichtungsträger und 
des Dienstherrn oft über Wochen, Mo-
nate, ja sogar Jahre versucht wird, 
1. festgestellte Beschwerden von Kin-

dern und Mitarbeiter*innen als »Ein-
bildung« abzutun;

2. Elternvertreter*innen und Angestell- 
te teilweise massiv unter Druck zu 
setzen, darüber auf keinen Fall mit 
Eltern und Medien zu kommunizie- 
ren; in vielen Fällen nehmen Leh-
rer*innen aus Angst vor disziplinä-
ren Folgen nicht einmal mit ihrer Ge-
werkschaft Kontakt auf;

3. mittels unvollständiger, oft unqua-
lifizierter und damit unbrauchbarer 

»Messergebnisse« eine »Schadens-
freiheit« oder »Unbedenklichkeit« 
nachzuweisen; so wird z. B. sehr oft 
kommuniziert, dass ohnedies mittels 
CO2-Messungen2 mögliche Risiken 
»geprüft« würden;3

4. mittels unqualifizierter Stellungnah-
men und Gutachten Messergebnis-
se zu bagatellisieren;4 so beruft man 
sich stur auf gesetzliche Grenzwerte5 
für Einzelstoffe, ohne mögliche Ak-
kumulierungseffekte von weiteren 
Schadstoffen und die besondere An-
fälligkeit gerade von Kindern zu be-
rücksichtigen;

1 Vgl. »Auflistung von ›Schadstoffbelastungen‹ in Schu-
len und Kitas«; unter dieser Überschrift sind viele In-
formationen auf folgender Homepage zu finden: egg-
bi.eu. Auch alle anderen Verweise – Ausnahmen wer-
den als solche mit den entsprechenden Internetsei-
ten ausgewiesen – sind unter den genannten Über-
schriften auf eggbi.eu zu finden.

2 Diese Messungen sind so angelegt, dass sie gar nicht 
alle potenziellen Schadstoffe messen können.

3 Vgl. »Raumluftprüfungen – Schadstoffprüfungen« 
und »Stellungnahme des Umweltbundesamtes zur 
Vorgehensweise bei Schadstoffbelastungen an Schu-
len« 

4 Vgl. »Bagatellisierung von Messergebnissen bei Schu-
len und Kitas« 

5 Vgl. »Umweltmedizinische Bewertung von gesetzli-
chen Grenzwerten«

Fo
to

: i
m

ag
o/

Im
ag

eb
ro

ke
r



8 DDS Dezember 2017

5. zu kommunizieren, mittels verstärk-
ten Lüftens oder Reinigens könnte 
man vorhandene Schadstoffproble-
me in den Griff bekommen;6

6. zu behaupten, durch durchgeführte 
»Sanierungsmaßnahmen« bereits 
das Problem beseitigt zu haben, ohne 
durch eine umfassende Schadstoff-
prüfung die tatsächliche Beseitigung 
der Schadstoffquellen, vor allem 
aber auch häufig möglicher Sekun-
därbelastungen oder weiterer noch 
nicht festgestellter Schadstoffquellen 
glaubhaft nachgewiesen zu haben. 
Nicht selten spielen aber auch poli-

tische und/oder wirtschaftliche bzw. fa-
miliäre Beziehungen zwischen den Auf-
tragnehmern von Neubauten und/oder 
Sanierungen und den Entscheidungsträ-
gern eine nicht unwesentliche Rolle bei 
der Verhinderung rascher Schadstoffsa-
nierungen – auch mit dem Ziel, mög-
licherweise Gewährleistungszeiten zu 
»überbrücken«. 

Wirtschaftliche Gründe 
und Mängel bei der 
Ausschreibung

Hinter den oben genannten Versu-
chen der Verschleppung stehen oft wirt-
schaftliche Argumente der Kommunen 
bzw. Einrichtungsträger, wobei sehr oft 
nicht kommuniziert wird, dass bei Schad-
stoffbelastungen gerade bei Neubauten 
oder Gebäudesanierungen in der Regel 
ohnedies der Auftragnehmer für eine 
»gesundheitsverträgliche« Ausführung 
(»frei von Gefahren und unzumutbaren 
Belästigungen«) zu sorgen hat.

Offensichtlich fordern trotz der vie-
len Pressemeldungen über Schadstoff-
probleme an Schulen und Kitas immer 
noch zu wenige Verantwortliche in den 
Bauämtern bereits bei der Ausschrei-
bung eine gesundheitsverträgliche Pro-
duktauswahl und Bauausführung. Wurde 
die Forderung gestellt, ist die Abnahme 
des Gewerks die nächste Klippe. Fehlt 
hier eine entsprechende Kontrolle, wer-
den die dafür Verantwortlichen diesen 
Fehler nachträglich »verständlicherwei-
se« so lange wie möglich verleugnen.7 

Diese Bewertung ist auch für die ge-
wählten Vertreter*innen der pädagogi-
schen Fachkräfte von Bedeutung. Treffen 
die oben angeführten Punkte zumindest 
in einem Fall zu, sollten sie ihre weitere 

6 Vgl. »Lüftung an Stelle von Sanierung«
7 Dass es auch anders gehen kann, zeigt ein Beispiel 

aus Braunschweig: »Vorbildhafte Aussagen des 
Braunschweiger Stadtbaurats«

Tätigkeit künftig auch mehr auf Präventi-
on ausrichten. 

 
Folgen des Nichthandelns

Wichtig ist, dass es bei einer bewuss-
ten Verschleppung des Problems bei be-
reits erkrankten Kindern und pädagogi-
sche Fachkräften  
n im Falle zahlreicher Schadstoffbelas-

tungen zu chronischen Krankheiten 
kommen kann,  

n dass unter anderem bei Weichma-
chern, Flammschutzmitteln irrepara-
ble Hormonstörungen auftreten kön-
nen und

n bei längeren Belastungen durch zahl-
reiche Schadstoffe das Immunsystem 
(MCS-Multiple Chemikaliensensitivi-
tät) versagen kann. 
Untätigkeit, Ignoranz oder Verschlep-

pung sind also nicht nur eine Vernach-
lässigung übernommener Pflichten als 
gewählte Vertreter*innen der Beschäf-
tigten, sondern bei bereits eingetrete-
nen Erkrankungen unter Umständen so-
gar eine strafrechtlich relevante Körper-
verletzung. Dies gilt besonders auch für 
Schulleitungen, die der gesetzlich festge-
legten Fürsorgepflicht unterliegen.8

Rechte und Pflichten 
des Personalrates  

Personalräte haben im Arbeits- und 
Gesundheitsschutz ein zwingendes Mit-
bestimmungsrecht, wenn die bestehen-
den Regelungen Spielräume für die be-
triebliche Umsetzung lassen.9 Mit die-
ser Mitbestimmung ist das sogenannte 
Initiativrecht verbunden.10 Personalräte 
müssen also nicht warten, bis der Arbeit-
geber tätig wird, sondern können ihrer-
seits Vorschläge machen und Maßnah-
men beantragen.11

Da es oft lange dauert, bis Behörden 
aktiv werden, empfiehlt es sich, unmit-
telbar bei den ersten Beschwerden, Be-
schäftigte, aber auch alle Eltern dazu 

aufzufordern, die Beschwerden genau zu 
registrieren. Dazu gibt es auch offizielle 
Fragebögen. Bis diese in der Bildungsein-
richtung eintreffen, sollten eigene Auf-
zeichnungen erstellt werden.12 

von Josef Spritzendorfer
Onlineredakteur  

Fachjournalist, Gastdozent 
Kontakt: beratung@eggbi.eu

Josef Spritzendorfer ist seit 2017 Onlinere-
dakteur der Internetplattform EGGBI in Kooperati-
on mit einem internationalen Beratungsnetzwerk 
aus Instituten, Baubiolog*innen, Architekt*innen, 
Selbsthilfegruppen, Umweltmediziner*innen und 
Interessengemeinschaften. Er unterstützt und be-
rät Eltern, Lehrer*innen, Kita-Angestellte, Kita- und 
Schulleitungen, aber auch Bauämter. 

8 Vgl. »Gesundheitsschutz« unter: gew-bildungsma-
cher.de

9 Geregelt ist dies im Bayerischen Personalvertretungs-
gesetz (BayPVG), Art. 75, Abs. 4, Nr. 8: »Der Perso-
nalrat hat, soweit eine gesetzliche oder tarifliche Re-
gelung nicht besteht, ferner mitzubestimmen über 
Maßnahmen zur Verhütung von Dienst- und Arbeits-
unfällen und sonstigen Gesundheitsschädigungen.«

10 Vgl. »Noch immer kein Arbeits- und Gesundheits-
schutz an staatlichen Schulen«; DDS 1-2/2017, S. 18. 
Dazu ein Musterschreiben für einen Initiativantrag 
mit dem Titel »Arbeits- und Gesundheitsschutz: Der 
Personalrat hat ein Initiativrecht« auf gew-bayern.
de/publikationen vom 27.1.2017.

11 Die Auseinandersetzung kann auch konfliktfrei ver-
laufen. Vgl. eggbi.eu/fileadmin/EGGBI/PDF/Vorgangs- 
weise_bei_Schadstoffproblemen_an_Schulen_und_
Kitas.pdf

12 Vgl. »Fragebogen als unverbindliche Empfehlung«: 
eggbi.eu/fileadmin/EGGBI/PDF/Tagebuch_Krankhei-
ten.xlsx
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Die Universität Göttingen führte 
2015/16 im Auftrag der GEW Niedersach-
sen eine Studie1 durch, die die Arbeitszeit 
von Lehrkräften wissenschaftlich erfass-
te. Knapp 3.000 Lehrkräfte aller Schular-
ten gaben über ein ganzes Schuljahr hin-
weg ihre Arbeitszeiten minutengenau in 
ein digitales Erhebungstool ein. Damit 
liegt bundesweit erstmals eine Studie vor, 
die nicht auf Schätzungen und Expert*in-
nengesprächen beruht, sondern die tat-
sächliche Arbeitszeit empirisch erfasst.

Entstehungsgeschichte so 
spannend wie die Ergebnisse 

Anfang 2013 beschloss die damals 
noch rot-grüne niedersächsische Landes-
regierung im Rahmen ihrer »Zukunftsof-
fensive Bildung« das Pflichtstundenmaß 
der Gymnasiallehrer*innen von 23,5 auf 
24,5 Wochenstunden zu erhöhen – und 
zwar »gesamtarbeitszeitneutral«. Nach 
Vorstellung der Landesregierung hand-
le es sich nämlich nur um eine »Verschie-
bung zwischen den Arbeitsanteilen«. Mit 
anderen Worten: Das Plus an Unterrichts-

stunden werde durch ein (angebliches) 
Minus an außerunterrichtlichen Tätigkei-
ten ausgeglichen. Die Entscheidung führ-
te zu heftigem Widerstand bei Gewerk-
schaften und Verbänden. Bundesweit in 
die Schlagzeilen geriet der von etlichen 
Kollegien ausgerufene Klassenfahrten-
Boykott, der wiederum die Eltern und 
Schüler*innen auf die Barrikaden brach-
te und die Debatte zusätzlich anheizte. 
Im Boulevard wurde und wird die Arbeits-
zeit von Lehrkräften häufig mit der Anzahl 
der Unterrichtsstunden gleichgesetzt, ob-
wohl die verpflichtende Unterrichtszeit 
im Schnitt nur 30 bis 40 Prozent der Ge-
samtarbeitszeit ausmacht. Den Großteil 
ihrer Arbeitszeit verwenden Lehrer*innen 
nämlich für die Erledigung ihrer zusätzli-
chen Dienstpflichten. Hierzu gehören die 
Unterrichtsvor- und -nachbereitung, Kor-
rekturen, Konferenzen, Elterngespräche, 
Klassenfahrten u. v. m. In welchem Ver-
hältnis diese beiden Zeitanteile nun ge-
nau stehen, ist der eigentliche Knack-
punkt. Betroffene Gymnasiallehrkräfte 
reichten eine Normenkontrollklage beim 
Oberverwaltungsgericht (OVG) ein und 
forderten eine Rücknahme der ihrer Mei-
nung nach willkürlichen Stundenerhö-
hung. 

Um die Diskussion über die Lehrer*in- 
nenarbeitszeit zu versachlichen, erklärte 

sich das Kollegium des Tellkampf-Gymna-
siums in Hannover dazu bereit, wissen-
schaftlich exakt zu erfassen, wie lange sie 
als Lehrkräfte nun wirklich arbeiten – so-
wohl in der Schule als auch zu Hause. Die 
GEW Niedersachsen beauftragte die Ko-
operationsstelle Hochschulen und Ge-
werkschaften der Georg-August-Univer-
sität Göttingen mit der empirischen Un-
tersuchung und finanzierte diese. Auch 
wenn die Ergebnisse der »Tellkampf-Stu-
die« aufgrund der geringen Personenzahl 
und einer Zeitspanne von lediglich vier 
Monaten nur Pilotcharakter haben und 
nicht auf ganz Niedersachsen hochge-
rechnet werden können, nahm das OVG 
Lüneburg in seinem Urteil vom 9.6.20152 
ausdrücklich Bezug darauf und betonte, 
dass in einer entsprechenden Arbeits-
zeitstudie, die über ein ganzes Schuljahr 
in repräsentativen Gruppen von Lehrkräf-
ten durchgeführt würde, »empirisch be-
lastbare Daten über die Arbeitszeit von 
Lehrkräften« gewonnen werden und so-
mit ausgeschlossen werden könne, dass 
Lehrkräfte übermäßig belastet würden. 
Unstrittig ist nämlich, dass die Gesamtar-
beitszeit der Lehrkräfte die der Angestell-
ten und Beamt*innen im öffentlichen 
Dienst nicht überschreiten darf. 

Die Arbeitszeit von Lehrkräften:
Alles andere als gesund!

1 Mußmann, Frank; Riethmüller, Martin; Hardwig, Tho-
mas: Niedersächsische Arbeitszeitstudie – Lehrkräf-
te an öffentlichen Schulen 2015/2016. Kooperati-
onsstelle Hochschulen und Gewerkschaften der Ge-
org-August-Universität Göttingen, Göttingen, August 
2016

2 OVG Lüneburg 5. Senat, Urteil vom 9.6.2015, 5 KN 
148/14
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Stundenerhöhung ist 
rechtswidrig

Mit der Festsetzung der Regelstunden- 
zahl bringt der Dienstherr seine Einschät-
zung zum Ausdruck, wie groß der außer- 
unterrichtliche Arbeitsaufwand pro Unter- 
richtseinheit ist. Die Gerichte sprechen 
dem Verordnungsgeber dabei einen wei-
ten Gestaltungs- und Ermessenspielraum 
zu. Allerdings verlangt die grundgesetzlich 
verankerte Fürsorgepflicht vom Dienst-
herrn, die tatsächlichen Grundlagen, wie 
er zu dieser Einschätzung gelangt ist, sorg-
fältig zu ermitteln. »Erst wenn die tat-
sächliche Arbeitsbelastung der Lehrkräfte 
[...] in einem transparenten und realitäts-
gerechten Verfahren aufgeklärt worden ist, 
lässt sich feststellen, ob die Einschätzung 
des Verordnungsgebers [...] offensichtlich 
fehlsam, insbesondere willkürlich ist«.3 
Genau dies hat die niedersächsische Lan-
desregierung aber nach Auffassung des 
OVG Lüneburg nicht getan und zudem 
durch die einseitige Belastung der Gymna- 
siallehrkräfte »gegen den allgemeinen 
Gleichheitssatz« verstoßen. Die Stunden- 
erhöhung wurde vom OVG als »unwirk-
sam« erklärt und musste zurückgenom-
men werden. Gleichzeitig war das Urteil 
geradezu eine Steilvorlage für die GEW Nie-
dersachsen, auf der Grundlage der »Tell-
kampf-Studie« eine landesweite, schul- 
artübergreifende Studie der Lehrer*innen-
arbeitszeit in Auftrag zu geben. 

Mehrarbeit ist die Regel

Im Folgenden werden exemplarisch 
repräsentative Ergebnisse aus dem Be-
reich der Grundschule und des Gymna-
siums vorgestellt und es wird aufgezeigt, 
welche schulformunabhängigen Faktoren 
die Arbeitszeit von Lehrkräften beeinflus-
sen. 

Grundschullehrkräfte arbeiten im 
Durchschnitt über eine Stunde zu viel  
(+ 1:06 h). Rechnet man die Arbeits-
leistung auf eine Vollzeitstelle hoch4, 
ist es schon 1:20 h unbezahlte Mehrar-
beit pro Woche. Im Gymnasium erhöht 
sich dieser Wert auf über drei Stunden 
(+ 3:05 h), pro Kopf ergibt das einen Mit-
telwert von 2:32 h wöchentlicher Mehr-
arbeit. Viele Kolleg*innen arbeiten aber 
noch weit mehr, was auf Dauer gesund-
heitsgefährdend ist. 

Grafik 1: Histogramm Gymnasium

Bei Teilzeitkräften und 
älteren Lehrkräften steigt 
die Mehrarbeit

Unabhängig von der Schulart besteht 
ein hochsignifikanter linearer Zusammen-
hang zwischen der individuellen Stunden-
reduktion (Teilzeit/Vollzeit) und der ge-
leisteten Mehrarbeit (siehe Grafik 2 zur 
Teilzeit auf der nächsten Seite).

Die Studie belegt damit einmal mehr, 
dass Teilzeitkräfte mit ihrer realen Arbeits-
zeit noch deutlicher als Vollzeitlehrkräf-
te über ihrer Stundenverpflichtung lie-
gen. Teilzeitkräfte »bezahlen« ihre Stun-
denreduktion mit Mehrarbeit! Aufgrund 
begrenzter zeitlicher Spielräume über-
schreiten Vollzeitkräfte ihre SOLL-Arbeits-
zeiten weniger stark. Dieser »Deckelungs-
effekt« schadet der Gesundheit. Es bleibt 
ständig das Gefühl, das Pensum nicht ge-
schafft zu haben, nicht fertig geworden zu 
sein. Die Folge sind überlange Arbeitszei-
ten während der Schulzeit: 58 Prozent der 
Vollzeitlehrkräfte überschreiten in fünf bis 
zehn Wochen die gesetzliche Höchstar-
beitszeit von 48 Wochenstunden, 33 Pro-
zent liegen sogar zehn bis 15 Wochen da-
rüber (= ca. ein Drittel der Schulzeit). Ar-
beitsmedizinisch ist belegt, dass vorüber-
gehende Belastungsspitzen kein Prob-
lem sind, wenn zeitnah angemessene Er-

holungszeiten genommen werden. Wäh-
rend der Schulzeit ist dies allerdings für 
Lehrer*innen kaum mehr möglich: Jede 
fünfte Lehrkraft arbeitet bereits nahezu 
jeden Tag (95 Prozent aller Kalendertage), 
drei von vier an mindestens 80 Prozent al-
ler Wochenenden. Fast jede dritte Lehr-
kraft arbeitet an mindestens 5 Prozent al-
ler Schultage nachts (23-6 Uhr). 

Und wie sieht es in den Ferien aus? 
Kommen Lehrkräfte dann zur Ruhe? Bei-
spielhaft wird hier der Jahresarbeitszeit-
verlauf von Lehrkräften an Gymnasien in 
Vollzeit dargestellt (siehe Grafik 3 zum  
Jahresarbeitszeitverlauf auf der nächsten 
Seite). Der Kurvenlauf ist typisch und bei 
allen Schularten im Prinzip ähnlich.

Überrascht hat mich bei der Auswer-
tung der Arbeitszeitstudie, dass ältere Be-
schäftigte (über 45 Jahre) signifikant mehr 
Überstunden als jüngere leisten. Die Ursa-
che dafür liegt aber nicht am höheren An-
teil an Funktionstätigkeiten – die Anrech-
nungsstunden entsprechen in der Re-
gel dem tatsächlichem Arbeitspensum –, 
sondern ist im Bereich »Weitere Tätigkei-
ten« zu finden: also in all dem, was eine 
Lehrkraft außerhalb ihrer Unterrichtszeit 
und ihrer Funktionstätigkeit zu tun hat.

Zusammenfassung:
n Lehrkräfte arbeiten insgesamt länger 

als Beamt*innen im öffentlichen 

3 a. a. O.
4 45 Prozent aller GS-Kolleg*innen in Niedersachen ar-

beitet in Teilzeit. Nur mit der Umrechnung in das so-
genannte »Vollzeitlehrer*innenäquivalent« ist ein Ver-
gleich mit normalen »40-Std.-Beamt*innen« möglich. 

Der »Berg« ist deutlich nach rechts verschoben: Sehr viele arbeiten fünf bis zehn Stunden mehr. Es gibt aber 
auch Kolleg*innen mit deutlich weniger Wochenstunden.
Alle Grafiken: Kooperationsstelle Universität Göttingen – Arbeitszeitstudie 2015/2016
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Dienst. Viele arbeiten so viel, dass 
es auf Dauer gesundheitsgefährdend 
ist. 

n Teilzeitkräfte leisten überproportio-
nal Mehrarbeit. Bei Vollzeitkräften 
greift der »Deckelungseffekt«, der 
sich psychisch belastend auswirkt, 
weil sie »nie fertig« werden. 

n Es gibt einen linearen Zusammen-
hang zwischen dem Alter der Be-
schäftigten und dem Umfang der 
Mehrarbeit. 

n Häufige Sieben-Tage-Wochen, Ar-
beitsbelastungsspitzen im Verlauf 
des pädagogischen Jahres und Ten-
denzen der Entgrenzung der Arbeit 
stellen ernst zu nehmende Gesund-
heitsgefahren dar.

Bei der Diskussion um die Arbeits-
zeit darf nicht vergessen werden, dass sie 
nur ein Faktor der psychischen und phy-
sischen Belastungen am Arbeitsplatz dar-
stellt. Sie muss deshalb in den gesamten 
Kontext des Arbeits- und Gesundheits-
schutzes eingebettet werden. 

von 
Markus Weinberger

Stellvertretender Vorsitzender 
der GEW Oberfranken

Grafik 2: Teilzeit
  

Jeder Kreis stellt eine Lehrkraft dar. Je niedriger der Tarifstunden-SOLL-Faktor, desto höher die Differenz 
zwischen SOLL- und IST-Arbeitszeit. Die Differenz wird umso kleiner (= sinkende Mehrarbeit), je mehr 
man sich dem Vollzeit-Pflichtenstundenmaß nähert.

Grafik 3: Jahresarbeitszeitverlauf

Die grauen Felder zeigen die Ferienzeiten an, die Kurvenpunkte die wöchentliche Arbeitszeit. Fazit: Man 
kommt nie wirklich zur Ruhe.
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Eine Möglichkeit, sich – gerade auch 
in Zeiten des Lehrer*innen- und Er-
zieher*innenmangels – gegen nicht zu-
mutbare Arbeitsbelastungen zu weh-
ren, ist die Überlastungsanzeige. Ein 
wichtiger Hinweis dazu: Nur wenn eine 
Überlastungsanzeige vorliegt, können 
Arbeitnehmer*innen von der Haftung 
z. B. in Form von Schadensersatz frei-
gestellt werden, sollten Fehler passie-
ren. Eine genaue Beschreibung findet 
sich in der DDS 6/2016 unter der Über-
schrift »Arbeit und Gesundheit« auf  
S. 14. Download: gew-bayern.de ˃ Ser-
vice ˃ Mitgliederzeitschrift DDS.

von Christiane Wagner
Mitglied der DDS-Redaktion

Die Überlastungsanzeige – ein wichtiges Instrument

Im Januar 2009 entschlossen sich 
die Gewerkschaften, zusätzlich zu ihren 
Forderungen für eine bessere Eingrup-
pierung von Erzieherinnen und Erzie-
hern auch einen Tarifvertrag für die Ge-
sundheitsförderung zu initiieren. Dieses 
Thema gewann in den folgenden Mo-
naten an Bedeutung und stand für vie-
le im Erziehungsdienst Beschäftigte am 
Ende sogar an erster Stelle.

Zum 1. November 2009 ist erstmals 
eine tarifvertragliche Regelung für die 
betriebliche Gesundheitsförderung im 
öffentlichen Dienst in Kraft getreten. 
Sie erfasst diejenigen Beschäftigten, 
für die es in der Entgeltordnung des 
Sozial- und Erziehungsdienstes ein 
Tätigkeitsmerkmal gibt, wie 
beispielsweise bei  Kinder- 
pfleger*innen, Erzieher*in-
nen, Heilpädagog*innen 
und Sozialpädagog*innen.

Die GEW-Broschüre 
»Ratgeber – Betriebliche 
Gesundheitsförderung im 
Sozial- und Erziehungs-
dienst« informiert über die-
sen Tarifvertrag und die 

wichtigsten Aspekte des Gesundheits-
schutzes. Dabei geht sie auch auf die 
pädagogischen Anforderungen ein, die 
heute an Erzieher*innen in Kitas ge-
stellt werden. Weitere Beiträge ana-
lysieren die Belastungen am Arbeits-
platz Kindertagesstätte, die Instrumen-
te der Gesundheitsförderung und die 
Gefährdungsbeurteilungen in Kitas. Au-
ßerdem wird in der Broschüre anhand 
von sechs Praxisbeispielen aufgezeigt, 
wie Gesundheitsförderung in Kinder-
tagesstätten aussehen kann. Im letz-
ten Beitrag wird deutlich, dass der Ar-
beits- und Gesundheitsschutz ein zen-
trales Thema für Betriebsräte und Per-
sonalräte ist.

von Petra Nalenz 
Mitglied der DDS-Redaktion

 

GEW Ratgeber – 
Betriebliche  
Gesundheitsförderung  
im Sozial- und Erziehungsdienst

Der Ratgeber »Betriebliche Gesundheitsförderung im Sozial- und Erzie-
hungsdienst«, der im April 2010 vom GEW-Hauptvorstand veröffentlicht wur-
de, kann auf der Homepage der GEW Bund (gew.de) unter der Rubrik »Publika-
tionen aus dem Bereich Kita« als PDF-Datei heruntergeladen werden.

Foto: Fotolia/DOC RABE media
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Im bayerischen Schulsystem ist es 
nicht schwer, Ungleichbehandlungen 
zu entdecken. Die Höhe der Einstiegs-
gehälter, die unterschiedlichen Auf-
stiegsmöglichkeiten, die schlechteren 
Durchschnittswerte von Teilzeitkräften 
und Lehrerinnen bei den dienstlichen 
Beurteilungen sind nur einige der vie-
len Beispiele dafür. 

Beim Stundenpool1 gibt es ebenfalls 
eine Ungleichbehandlung, die nicht 
verständlich ist: So verfügen Grund-
schulen im Gegensatz zu Mittelschulen 
über keinen Stundenpool, der übrigens 
auch dort bei Weitem nicht ausreicht. 
Die GEW Oberfranken wollte vom bay-
erischen Bildungsministerium erfahren, 
warum Grundschulen kein Stunden-
pool gewährt wird. Also schickte ich als 
oberfränkischer Bezirksvorsitzender im 
Januar 2017 einen Brief an den zustän-
digen Minister:

»Sehr geehrter Herr Dr. Spaenle,

an Mittelschulen gewährt Ihr 
Ministerium eine Poolstunde pro 
95 Schülern, an Grundschulen 
nicht.
Aus welchem Grund stellen Sie 
die Grundschulen schlechter als 
die Mittelschulen?
GS2-Lehrkräfte haben ein höhe-
res Pflichtstundenmaß als MS3-
Lehrkräfte, aber erhalten nicht 
einmal die kleine Anerkennung 
besonderer pädagogischer Leis-
tungen durch Vergabe eines 
Stundenpools.
Sind Sie der Meinung, dass es an 
Grundschulen keine Klassen mit 
zusätzlichem Betreuungsauf-
wand gibt? Dass dort keine be-
sonders schülerbezogenen Maß-
nahmen pädagogischer Art oder 
Engagement bei der Gestal-

Briefwechsel zum Thema 
»Stundenpool«

tung der Schule als Lebensraum 
zu finden sind, die durch einige 
Poolstunden zumindest eine be-
scheidene Würdigung erfahren 
sollten?

Mit freundlichen Grüßen
Andi Hartmann«

Die Antwort ließ zwar ein paar Wo-
chen auf sich warten, aber sie kam. Die 
wesentlichen Punkte daraus:

»Das Staatsministerium weiß 
um die verantwortungsvolle 
Aufgabe und hohen Anforderun- 
gen, welche die Lehrkräfte an 
Grundschulen erfüllen, insbe-
sondere vor dem Hintergrund 
der gesellschaftlichen Verände-
rungen, welchen die Arbeit an 
Schulen unterliegt.
Nicht zuletzt deshalb wurde ab 
dem Schuljahr 2012/2013 die 
Unterrichtspflichtzeit aller Lehr-
kräfte in zwei Schritten sukzes-
sive um eine Stunde abgesenkt. 
Damit konnte die Arbeitssituati-
on der Lehrkräfte an Grundschu-
len verbessert werden.«

Naja! 2012 wurde nur die skandalö-
se Erhöhung der Arbeitszeit von 2004 
wieder zurückgenommen. Also alter 
Stand statt echter Verbesserung!

Weiter schreibt Frau Ministerialrä-
tin Stückl im Auftrag von Herrn Spaenle:

»Zum Ausgleich besonderer un-
terrichtlicher Belastungen und 
für die Wahrnehmung beson-
derer schulischer Aufgaben ste-
hen … weitere Kontingente von 
Anrechnungsstunden zur Ver-
fügung. Dazu zählen Anrech-
nungsstunden zum Ausgleich zu-
sätzlicher besonderer Arbeitsbe-
lastungen in Klassen der Jahr-
gangsstufen 5 bis 10 an Mittel-
schulen (›Stundenpool‹) …«

Wie bitte? Das ist schon ein starkes 
Stück, wenn die Frage nach dem Stun-

denpool für Grundschulen mit dem 
Hinweis beantwortet wird, es gäbe ja 
Ermäßigungen an Mittelschulen.

Auf Seite drei der ministeriellen 
Antwort stehen dann die entscheiden-
den Sätze: 

»Schließlich ist darauf hinzuwei-
sen, dass es sich bei der Grund- 
und Mittelschule um zwei von-
einander getrennte Schularten 
mit jeweils spezifischen Anforde-
rungen und Besonderheiten hin-
sichtlich der zu leistenden päda-
gogischen Arbeit handelt.«

Daraus lässt sich nur der Schluss zie-
hen: An Grundschulen sind die Belas-
tungen geringer als an Mittelschulen. 
Also gibt es für die Grundschulen auch 
keinen Stundenpool.

Aber halt: Noch ist die Sache nicht 
verloren. Denn am Ende lässt Frau 
Stückl ein klein wenig Hoffnung aufkei-
men:

»Ihren Vorschlag zur Einführung 
eines Anrechnungsstundenkon-
tingents für zusätzliche beson-
dere Arbeitsbelastungen auch 
an Grundschulen habe ich zur 
Kenntnis genommen. Ich kann 
Ihnen versichern, dass er durch 
das Staatsministerium im Rah-
men einer weiteren möglichen 
Gewährung von Anrechnungs-
stunden umfassend geprüft 
wird.«

Wer den Brief des bayerischen Kul-
tusministeriums in vollem Umfang le-
sen und prüfen möchte, ob die GEW 
Oberfranken die Antwort aus dem Mi-
nisterium richtig verstanden hat, wird 
hier fündig: gew-oberfranken.de 

von Andi Hartmann
Vorsitzender des 

GEW-Bezirks Oberfranken

1 Die Stunden im Stundenpool der Mittelschulen ori-
entieren sich an der Anzahl der Schüler*innen. Sie 
sollen für besonderen Betreuungsbedarf einzelner 
Schüler*innen, für schüler*innenbezogene Maß-
nahmen pädagogischer Art oder für das Engage-
ment bei der Gestaltung der Schule als Lebensraum 
verwendet werden.

2 GS: Grundschule 
3 MS: Mittelschule 
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Um im Alltag zu bestehen und ge-
sund zu bleiben, brauchen die in Bil-
dungsberufen Beschäftigten Unterstüt-
zung: durch Stärkung ihrer Selbstsicher-
heit – auch im Zusammenhang mit dem 
Älterwerden – sowie durch Vermitt-
lung von Entlastungsstrategien und von 
Kenntnissen in Fragen rechtlicher Art. 
Daher bietet die GEW Bayern seit 2010 
zweimal jährlich Seminare für Mitglie-
der über 50 Jahren an. Was in den Semi-
naren bearbeitet wird und wie das zur 
Gesunderhaltung der Kolleginnen und 
Kollegen in Bildungsberufen beiträgt, 
stellt die Seminarleitung hier dar.

Annäherung

Rund 20 Kolleginnen und Kollegen 
aus allen Bildungsberufen sitzen an ei-
nem Freitagmittag in einem Stuhlkreis 
und sind gespannt auf das GEW-Se-
minar. Noch herrscht Befangenheit im 

Raum, die wenigsten kennen sich. Sie 
kommen aus allen Organisationsberei-
chen der GEW. Als Seminarleiterinnen 
bringen Maria Koppold und ich die Teil-
nehmenden schnell miteinander ins Ge-
spräch: »Was will ich von mir sagen?«, 
»Warum bin ich zu diesem Seminar 
gekommen?«, »Welche Erwartungen 
habe ich?« Der Austausch mit Gleichge-
sinnten, rechtliche Informationen zum 
Ausstieg aus dem Arbeitsleben, Tipps 
zu Entspannung, Gelassenheit und Ge- 
sunderhaltung im letzten Berufsdrittel 
und Informationen zum Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz – diese Themen spie- 
len für alle im Seminar eine Rolle. Eben-
so das Thema »Umgang mit Vorgesetz-
ten«.

Was hält mich gesund?

Der erste Teil des Seminars bein-
haltet noch weitere »Annäherungen«: 

Die Teilnehmer*innen machen sich be-
wusst, was ihnen Energie für die All-
tagsarbeit gibt. Hier werden Faktoren 
benannt, die der lebenslangen Gesun-
derhaltung dienen: gute Beziehungen 
im Kollegium (und im privaten Umfeld), 
verbunden mit positiven Rückmeldun-
gen; viel Bewegung, Aktivität, Musizie-
ren, freie Zeit zur Entspannung u. a. m. 
Die Kolleg*innen untersuchen ihre eige-
nen Gefühle in Bezug auf die Arbeit mit-
tels eines kleinen »Burn-out«-Fragebo-
gens. Hier tauchen schon Fragestellun-
gen auf wie: Was mache ich, wenn ich 
sehr viele negative Gefühle mit der Ar-
beit verbinde? Wir stellen fest, dass die 
wenigsten Teilnehmer*innen ihren zu-
ständigen Betriebsarzt kennen. Oft ist 
er überhaupt nicht vorhanden. Wir er-
muntern die Kolleg*innen, verstärkt 
nachzufragen und die Beratung des Be-
triebsarztes wahrzunehmen. Das Ar-
beitsschutzgesetz (ArbSchG) sieht aus-

Schaff ich die Arbeit 
oder schafft sie mich?
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drücklich vor, dass der Arbeitgeber den 
Beschäftigten auf ihren Wunsch hin 
eine arbeitsmedizinische Vorsorge zu 
ermöglichen hat (§ 11 ArbSchG). 

Analyse von Belastungen 
und Ressourcen

Der zweite Schritt ist das Sammeln 
der eigenen und gemeinsamen Belas-
tungen, aber auch dessen, was mit zu-
nehmendem Alter leichter fällt und gut 
läuft. Viele Teilnehmer*innen stellen 
fest, dass sie besser als früher mit Kin-
dern und Jugendlichen sowie den El-
tern umgehen können, dass Gelassen-
heit und die Stärke, die eigene Mei-
nung auch gegenüber Vorgesetzten 
zu vertreten, zunehmen. Die meisten 
Teilnehmer*innen sind in einem Alter, 
in dem sie kaum noch Nachteile in ih-
rem Arbeitsverhältnis zu befürchten ha-
ben. 

Die Belastungen decken sich in den 
meisten Seminaren – unabhängig von 
den jeweiligen Berufsfeldern: Es stres-
sen die vielen emotionalen Anforderun-
gen, die unbegrenzte und verdichtete 
Arbeitszeit, mangelhafte Rahmenbedin-
gungen, der Umgang mit Vorgesetzten, 
die ausgedehnten Dokumentations-
pflichten, mangelnde Zusammenarbeit 
und fehlender Zusammenhalt im Team 
oder Kollegium u. a. m. Dies alles sind 
Ansatzpunkte, den bewussten Umgang 
mit den eigenen Ressourcen und Ein-
stellungen zu reflektieren sowie Mög-
lichkeiten gegenseitiger Unterstützung 
am Arbeitsplatz zu entwickeln.

Viele machen die Erfahrung, dass 
sie durch einseitiges Vorpreschen bei 
Konflikten auf die Nase fallen. Das för-
dert ein resignatives, krankmachendes 
Verhalten. Die meisten hören zum ers-
ten Mal von dem Phänomen des Prä-
sentismus, das besonders Ältere im Be-
ruf betrifft: Krank zur Arbeit zu gehen, 
weil die Arbeit so wichtig ist und die 
Kolleg*innen selbst genug belastet sind. 
Hier ist Zusammenhalt gefragt, ergänzt 
durch Betriebs- oder Personalräte und 
die GEW. 

Ergebnisse wissenschaftlicher Studi-
en und Arbeitsschutzbefragungen wer-
den im nächsten Schritt vorgestellt. Da-
bei werden auch die Veränderungen 
durch das zunehmende Alter benannt, 
die die Teilnehmer*innen immer mehr 
als belastend empfinden: häufigere Er-
krankungen, Stress durch Druck von au-
ßen und das Gefühl der Hetze; zuneh-

mende Vergesslichkeit, aber auch Mob-
bing und die Anforderung an sich selbst, 
alles genauso schnell und gut machen zu 
müssen wie die jüngeren Kolleg*innen. 

Der Stellenwert
von Verhältnis- und 
Verhaltensprävention

Der Teil »Was hält uns gesund?« 
schließt sich an: Neben den oben ge-
nannten Faktoren sind z. B. gute Ar-
beitsbedingungen sowie gute und gesi-
cherte Einkommensbedingungen wich-
tig. Hier ist die GEW gefragt. Zur Stär-
kung der psychischen Widerstandskraft 
(Resilienz) werden sieben Faktoren vor-
gestellt (nach Wellensiek) und durch 
Übungen gefestigt: Sie konzentrieren 
sich im Wesentlichen darauf, dass Men-
schen durch eine positive Grundhaltung 
die resignative Opferrolle verlassen 
können, für sich und ihr Verhalten Ver-
antwortung übernehmen und Lösungen 
suchen statt Ursachen beklagen, die sie 
nicht ändern können. Dazu braucht es 
wiederum ein Netzwerk im Umkreis: 
Kollegium oder Team, eine starke GEW 
und Personal- bzw. Betriebsräte und ei-
nen Blick in die Zukunft mit Zuversicht. 

Im nächsten Teil des Seminars sind 
die Teilnehmer*innen gefragt, eigene 
Lösungen zu entwickeln: Zu den Schwer-
punkten der Belastungen werden Stra-
tegien diskutiert und gesammelt. Die 
einzelnen Gruppen stellen diese später 
dem Plenum vor. Es geht dabei um dies:
n Was kann ich für mich tun – individu-

elle Strategien; Verhaltensprävention
n Was können wir für uns tun – kolle-

giale Strategien; Verhältnispräventi-
on, bezogen auf den eigenen Arbeits-
platz

n Was können wir von den Verantwort-
lichen (und der GEW) fordern – kol-
lektive Strategien: Verhältnispräven-
tion, bezogen auf die Rahmenbedin-
gungen
Wir als Seminarleitung machen be-

wusst, dass Verhältnisprävention vor 
Verhaltensprävention rangiert (ArbSchG 
§ 4 Nr. 5). Das bedeutet, dass der Ar-
beitgeber den durch Gefährdungsbeur-
teilungen festgestellten Belastungsspit-
zen nicht dadurch begegnen kann, dass 
er den Betroffenen z. B. einen privaten 
Selbstmanagementkurs empfiehlt, son-
dern dass er laut Arbeitsschutzgesetz 
die Pflicht hat, Maßnahmen zum Abbau 
der Belastungen zu ergreifen. Letztend-
lich muss eine gesunderhaltende und 

gesundheitsförderliche Arbeitsatmo-
sphäre geschaffen werden. 

Die Vorgaben des Arbeitsschutz- und 
des Arbeitssicherheitsgesetzes werden 
im gesamten Seminar immer wieder 
angesprochen, denn es zeigt sich deut-
lich, dass der Arbeits- und Gesundheits-
schutz noch nicht bei den Beschäftigten 
angekommen ist. Insbesondere die Vor-
gaben zu den Rechten der Beschäftigten 
im § 17 ArbSchG berechtigen diese, sich 
mit einer Beschwerde an die Behörde 
zu wenden, wenn sie der Meinung sind, 
dass die Maßnahmen des Arbeitgebers 
nicht ausreichen, um den Gesundheits-
schutz zu gewährleisten. Daraus dür-
fen ihnen keine Nachteile entstehen. Es 
gibt auch die Möglichkeit einer Über-
lastungsanzeige nach § 611 BGB, wenn 
konkrete Fakten für eine Überbelastung 
vorliegen. Denn Arbeitgeber, die die Ge-
sundheit ihrer Beschäftigten erhalten 
wollen, müssen investieren; nicht nur fi-
nanziell, sondern auch in das Klima und 
den Zusammenhalt im Betrieb. Das fällt 
in einem Umfeld, in dem vielfach noch 
immer mit Druck und Einschüchterung 
gearbeitet wird, ziemlich schwer! Daher 
stärken wir die Teilnehmer*innen des 
Seminars darin, Verantwortung für sich 
zu übernehmen.

Schneller in den Ruhestand? 

Der Teil »Wie komme ich am schnells-
ten in die arbeitsfreie Zeit?« darf nicht 
fehlen: Hier geht es um Informationen 
über die rechtliche Situation im Vorfeld 
von Rente und Pension. Zwei Referen-
ten der GEW Bayern kommen eigens zu 
jedem Seminar und beraten.1 Auch in 
diesem Bereich spielt die GEW mit ih-
ren kompetenten Ehrenamtlichen eine 
tragende Rolle. Die Teilnehmer*innen 
wissen dies zu schätzen!

Rundum ein Seminarpaket, das der 
Gesundheit dient. Es geht allerdings 
nicht, wenn wir nicht selbst anpacken!

von Barbara Haas 
Fortbildnerin und Mitglied  

im AK Arbeitsschutz  
der GEW Baden-Württemberg 

bis 2012 stellvertretende 
GEW-Vorsitzende in  

Baden-Württemberg  
Hauptpersonalratsvorsitzende 

 für Grund-, Haupt-, Real-, Gemeinschafts- und 
Sonderschulen

1 Vgl. auch Wolfgang Fischer: »Früher raus aus dem Be-
ruf.«; DDS 3/2017, S. 20
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Mit großem Aufwand wurde dieses 
Jahr der 500. Jahrestag der Reformati-
on begangen. Das Jahr 2017 steht sogar 
am Ende einer »Luther-Dekade«, die von 
der evangelischen Kirche veranstaltet 
und mit Millionen von Euros aus Staats-
mitteln gefördert wurde. Ist Luther auch 
für uns als GEW ein Thema? Ganz gewiss 
hat sich die GEW nicht in Glaubensfragen 
einzumischen. Religion ist Privatsache, 
sollte sie jedenfalls sein.1 Dennoch gibt 
es Gründe, sich als GEW mit Luther und 
der Reformation zu befassen. Bei der 
Auseinandersetzung mit Luther geht es 
nämlich auch um Fragen der politischen 
und moralischen Bildung und Erziehung.

1 Die Trennung von Staat und Kirche wurde in Deutsch-
land bis heute nicht konsequent vollzogen; vgl. DDS 
April 2013 »Kirchliche Arbeitgeber«.

Das zentrale Problem ist: Die Rol-
le Luthers und seine Wirkungsweise in 
der Reformation waren durchaus wider-
sprüchlich, ja in gewichtigen Aspekten 
mehr als fragwürdig. Die »dunkle Seite« 
Luthers wird heute vielfach auch einge-
räumt, insbesondere seine judenfeindli-
che Hetze, die später von den Nazis mas-
siv propagiert wurde und wird. Zumeist 
wird dieser Punkt dann aber als angeb-
lich nicht wesentlich kleingeredet. Für 
die letztendlich positive Beurteilung Lu-
thers sei nämlich sein Begriff von Mün-
digkeit und Freiheit entscheidend. Das 
habe ihn zum Vordenker und Wegbe-
reiter eines aufgeklärten staatsbürgerli-
chen Verständnisses gemacht, das mün-
dige Bürger*innen zur Grundlage hat. 
Stimmt das?

Für mehr Mündigkeit ...

Mit seinem Auftreten gegen die ka-
tholische Kirche begeisterte Luther zu-
nächst alle damals vorhandenen op-
positionellen Kräfte und sammelte die-
se um sich. Luther trat nicht nur ge-
gen die Missstände in der Papstkirche 
auf (z. B. gegen den Ablasshandel), son-
dern forderte die »Freiheit des Christen-
menschen«. Er proklamierte, dass der 
Mensch nicht durch die sklavische Befol-
gung des ihm von außen auferlegten Kir-
chengesetzes die Gnade Gottes gewin-
ne, sondern durch seine freiwillige, sei-
ne innere Bindung an das Evangelium. 
Eine zwischen Gott und den Gläubigen 
stehende Kircheninstanz sei damit obso-
let. Die einzige Glaubensquelle solle nur 

Martin Luther und die Erziehung 
zur Mündigkeit
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noch die Bibel sein, die Luther ins Deut-
sche übersetzte. Lesen wurde nun wich-
tig. Und durch die Anwendung des Buch-
drucks ergaben sich dafür auch völlig 
neue Möglichkeiten. In dieser Hinsicht 
waren das tatsächlich Weichenstellun-
gen hin zu mehr Mündigkeit der Einzel-
nen.2

Doch als die Konflikte unter den op-
positionellen Kräften zunahmen, grenz-
te sich Luther rasch und immer schärfer 
gegen all jene ab, die weitergehen woll-
ten. Thomas Müntzer und andere woll-
ten nämlich nicht nur religiöse Freiheit, 
sondern auch die weltliche Unfreiheit in 
Gestalt der feudalen Leibeigenschaft ab-
schaffen.

... aber was ist die »Freiheit«, 
die Luther meinte?

Gegen all seine Widersacher verfass-
te Luther seine 1520 erschienene Streit-
schrift »Von der Freiheit eines Chris-
tenmenschen«. In dieser und weiteren 
Schriften arbeitete Luther eine Lehre aus, 
die genau begründete, warum jedes Auf-
begehren gegen die weltliche Obrigkeit 
falsch sei. Dies fasste er in seiner These 
von den zwei Welten zusammen. Da gibt 
es einerseits die Welt Gottes, die Welt 
des Glaubens, die »innere Welt«. In die-
ser Welt sei der Mensch frei. Da dürfe 
es keine Einschränkung der Freiheit ge-
ben. Und andererseits sei da die weltli-
che Welt, die »äußere Welt«. In dieser 
müsse es unbedingten Gehorsam ge-
genüber der Obrigkeit geben. Zur Unter-
mauerung trug Luther alles aus der Bibel 
zusammen, was seine Meinung stützte. 
Dazu gehört vor allem Paulus‘ Römer-
brief, in dem es heißt: »Jedermann sei 
untertan der Obrigkeit, die Gewalt über 
ihn hat. Denn es ist keine Obrigkeit ohne 
von Gott; wo aber Obrigkeit ist, die ist 
von Gott verordnet.« Daher sei es christ-
liche Pflicht, sich der Obrigkeit zu unter-
werfen, und eine schwere Sünde, sich 
gegen sie aufzulehnen.3

Für die »äußere« Welt postulierte 
Luther in einem »Kleinen Katechismus« 
eine Hierarchie der Untertänigkeit: Alle 
Untertanen sollen, wie bereits erwähnt, 

der Obrigkeit gehorchen. Die Kinder sol-
len den Eltern gehorchen. Die Ehefrauen 
seien »untertan ihren Männern als dem 
Herrn«. Die »Knechte, Mägde, Tagelöh-
ner und Arbeiter« seien »gehorsam eu-
ren leiblichen Herren mit Furcht und Zit-
tern«.4

Luther kontra die größte 
Freiheitsbewegung seiner Zeit

Der entscheidende Einschnitt war 
das Jahr 1525, als die bäuerlichen Mas-
sen sich in Süddeutschland im Bauern-
krieg gegen die Feudalherrschaft er-
hoben und ihre Freiheit forderten. Da-
bei beriefen sie sich gerade auch auf die 
neuen reformatorischen Ideen und auf 
die Bibel. Doch Luther stellte sich gegen 
die machtvollste Freiheitsbewegung der 
damaligen Zeit. Er warf den sich gegen 
ihre Unterdrücker Erhebenden vor, die 
»zwei Reiche« zu vermengen, und for-
derte: »Ein jeglicher sei seiner Obrigkeit 
untertan mit Furcht und Zittern. Christ-
liches Recht ist nicht, sich zu sträuben. 
Leib und Gott? Möge es der Räuber rau-
ben. Leid, Leid, Kreuz, Kreuz: Das ist des 
Christen Recht!«5 Als dann die bäuerli-
chen Rebell*innen ernst machten und 
die Klöster und Schlösser angriffen, ver-
öffentlichte Luther seine Schrift »Wider 
die räuberischen und mörderischen Rot-
ten der Bauern«. Darin rief Luther direkt 
dazu auf, die Aufständischen zu massa-
krieren, »so wie man einen tollen Hund 
totschlagen muß«.6 

Begründer einer 
verhängnisvollen deutschen 
Untertanenmentalität

Was bleibt? Martin Luther hatte zwar 
das Gewissen des Einzelnen als höchste 
und letzte moralische Instanz postuliert. 
Dies wurde aber durch die Festschrei-
bung des obrigkeitsstaatlichen Zwangs 
konterkariert und ausgehebelt. Luther 
manifestierte damit die spezifisch deut-
sche Kontinuität des Untertanengeistes.

Ein Untertanengeist, den später 
auch Immanuel Kant beschwor. Von ihm 
stammt zwar der Satz »Aufklärung ist der 
Ausgang des Menschen aus seiner selbst 
verschuldeten Unmündigkeit«. Ohne 

sich direkt auf Luther zu berufen, folgt er 
aber seiner Linie, »dass alle Widersetz-
lichkeit gegen die oberste gesetzgeben-
de Macht, alle Aufwiegelung, um Unzu-
friedenheit der Untertanen tätlich wer-
den zu lassen, aller Aufstand, der in Re-
bellion ausbricht, das höchste und straf-
barste Verbrechen im gemeinen Wesen 
ist«. 7

Beispielhaft sei erwähnt, dass auch 
die Bekennende Kirche nach 1933 den 
NS-Staat noch als Obrigkeit begriffen hat. 
Von keinem Pastor, Theologiestudenten 
und auch keinem Bonhoeffer-Schüler 
wurde später bekannt, dass er sich der 
Einberufung zur Naziwehrmacht entzo-
gen, d. h. den Kriegsdienst verweigert 
hätte oder später desertiert wäre.8

Gerade die Erfahrungen der deut-
schen Geschichte zeigen, wie nötig eine 
Erziehung zur Mündigkeit ist, die sich ge-
gen jeglichen Untertanengeist richtet 
und eben auch die »Kompetenz zum Wi-
derstand« einzuschließen hat. Was dies 
erfordert und bedeutet, darüber gilt es 
sich auseinanderzusetzen.9 Martin Lu-
ther kann dabei allerdings keine positive 
Bezugsgröße sein, und auf keinen Fall ein 
Vorbild.

von Wolfgang Häberle
Mitglied der DDS-Redaktion

7 Immanuel Kant: Über den Gemeinspruch: Das mag in 
der Theorie richtig sein, taugt aber nicht für die Pra-
xis. 1793. In: Fritz Bauer (Hg.): Widerstand gegen 
die Staatsgewalt, Dokumente der Jahrtausende. 
Frankfurt/M. und Hamburg 1965, S. 156

8 Vgl. ausführlicher dazu Karsten Krampitz: »Jeder-
mann sei untertan« – Deutscher Protestantismus im 
20. Jahrhundert. Aschaffenburg 2017

9 Anforderungen, Widersprüche und Schwierigkeiten 
dieser politischen wie pädagogischen Aufgabe sind in 
folgendem Buch zu finden: Fritz Reheis, Stefan Denz-
ler, Michael Görtler, Johann Waas (Hg.): Kompetenz 
zum Widerstand – Eine Aufgabe für die politische Bil-
dung. Schwalbach/Ts. 2016

2 Bemerkenswert ist, was der junge Marx über die von 
Luther formulierte neue Glaubensgrundlage schrieb: 
»Luther hat allerdings die Knechtschaft aus Devoti-
on besiegt, weil er die Knechtschaft aus Überzeugung 
an ihre Stelle gesetzt hat.« Karl Marx: Einleitung zur 
Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie. 1844, Marx 
Engels Werke Band 1, S. 386; kursive Wörter im Origi-
nal.

3 Eine Grenze soll die Machtbefugnis der Obrigkeit nur 
dort finden, wo es sich um Fragen des Glaubens han-
delt, so Luther.

4 Vgl. ekir.de/www/mobile/ueber-uns/kleiner-kate-
chismus-9565.php

5 Martin Luther, zitiert nach Ernst Sommer: Thomas 
Münzers Sendung. Berlin 1948, S. 192 f. Dieses Buch 
entstand 1943/44 im englischen Exil.

6 Martin Luther, zitiert nach Erich Fromm: Über den 
Ungehorsam. München 1985, S. 15
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Die alljährliche Münchner Sicherheits-
konferenz (16.-18.2.2018) ist das wich-
tigste Forum, um deutsche außenpoli-
tische Interessen zu diskutieren. Wenn 
Politiker*innen von »Sicherheit« spre-
chen, meinen sie eigentlich die Durch-
setzung von Interessen. Es geht nicht um 
»Sicherheit« und »Frieden« für die Men-
schen. So haben die USA und ihre Verbün-
deten unter dem Vorwand eines Krieges 
gegen den Terror Länder wie Afghanistan 
und Irak mit Krieg überzogen und in Syri-
en und Libyen bewaffnete Rebellengrup-
pen unterstützt. Mit dabei ist die Rüs-
tungsindustrie, die davon profitiert. Die 
Folge: Zerstörung, alljährlich Zehntausen-
de Tote, immer neue Krisen, Konflikte und 
Kriege. 

Gewalt schafft Krieg, 
Gerechtigkeit schafft Frieden

Nach einer Umfrage aus dem Jahr 
2017 befürchten 45 Prozent der Men-
schen zwischen 18 und 35 Jahren Opfer 
eines Terroranschlags zu werden. 55 Pro-
zent glauben sogar, dass es in Deutsch-
land wieder Krieg geben könnte.

Welche Erklärungen und Lösungen 
werden zu diesem Komplex Jugendlichen 
in der Regel angeboten? Die Kriege der 
USA und ihrer Verbündeten werden von 
weiten Teilen der Politik und den meisten 
Medien als unabweisbare und alternativ-
lose Maßnahmen gegen angebliche Ter-
roristen dargestellt. Die Friedensbewe-
gung argumentiert dagegen, denn Kriege 
gegen den Terrorismus haben immer neu-
en Terrorismus hervorgebracht. Die soge-
nannte Sicherheitskonferenz ist ein Fo-
rum für Politik und Medien, die eigentli-
che Interessenpolitik zu verschleiern und 
militärische Stärke, Aufrüstung und Inter-
ventionen zu rechtfertigen.

An diesem Punkt setzt auch die dies-
jährige 16. Internationale Münchner Frie- 
denskonferenz wieder an. Internationale 
Referent*innen stellen zivile und gewalt- 
freie Konzepte für Frieden durch Abrüs-
tung und Gerechtigkeit vor. Gemeint sind 
z. B. Konzepte zur zivilen Konfliktbearbei-
tung, Friedensschlüsse durch Verhand-
lungen, Friedens- und Versöhnungsarbeit, 

die in einzelnen Ländern aktuell prakti-
ziert werden. Aber auch Aktivitäten und 
Kampagnen der Friedensbewegung wer-
den Thema sein. 

Die Akteur*innen der Friedenskonfe-
renz werben für ein Umdenken: An die Stel-
le des Strebens nach Überlegenheit und 
Gewinnmaximierung muss eine Orientie- 
rung an globaler Gerechtigkeit treten, eine 
Orientierung am Gemeinwohl für alle Men- 
schen und an Nachhaltigkeit in der Wirt-
schaft und im Umgang mit den Ressourcen. 

Und was hat das mit 
Pädagogik zu tun?

Die Polizei mit Tausenden von Ein-
satzkräften verwandelt den Tagungsort 
und das Hotel »Bayerischer Hof« in der 
Münchner Innenstadt regelmäßig in eine 
Hochsicherheitszone. Absperrungen, Be-
hinderungen, die Gegendemo und die 
Frage »Gibt’s vielleicht doch Krawall?« be-
schäftigen einige Tage die Lokalmedien. 

Was motiviert die Demonstrant*innen, 
darunter auch einige Hundert Jugendli-
che, gegen die Sicherheitskonferenz zu 
protestieren? 

Die erhöhte Aufmerksamkeit, die die 
sogenannte Sicherheitskonferenz in den 
Medien hat, könnte ein Ansatzpunkt sein, 
hier genauer nachzuforschen. Aufrufe, 
Bilder, viele Artikel, Redebeiträge, Berich-
te, Videoclips aus den vergangenen Jah-
ren – alles ist im Internet verfügbar und 
kann schon im Vorfeld im Unterricht ein-
gesetzt werden!

Bei der Friedenskonferenz selbst sind 
dann die Organisator*innen der Protes-
te bzw. der Friedenskonferenz vor Ort. Sie 
stehen gerne für Fragen und Antworten 
zur Verfügung. Die Referent*innen kom-
men nicht nur aus der akademischen Dis-
kussion, sondern sind in den Bewegun-
gen oder der praktischen Friedensarbeit 
aktiv. Mit ihren Vorträgen richten sie sich 
bewusst nicht an ein akademisches Fach-
publikum. Im Gegenteil: Die Referate der 
Vergangenheit waren sehr anschaulich. 
Die an Friedenskonzepten arbeitenden 
Referent*innen berichten auch dieses 

Mal wieder aus der Praxis der Frie-
densarbeit in unterschiedlichen Län-
dern. Ihre Inhalte richten sich auch an 
interessierte Schüler*innen ab der Se-
kundarstufe 2, denn auch von ihnen 

wird es abhängen, ob sich die Friedens-
konzepte gegenüber Zerstörung, Tod und 
Krieg endlich durchsetzen. 

von Thomas Rödl
Sprecher der Deutschen  

Friedensgesellschaft- 
Vereinigte Kriegsdienstgegner-

Innen (DFG-VK) Bayern 
Koordinator der Münchner  

Friedenskonferenz
Die Münchner Friedenskonferenz bietet auf Anfra-
ge für Schulklassen Sonderkonditionen an (Mail an:  
office@friedenskonferenz.info). 

Internationale Münchner Friedenskonferenz 2018:

Zivile Friedenskonzepte für mehr 
Gerechtigkeit und gegen Krieg

Bei der 16. Internationalen Münchner Friedenskonfe-
renz (16.-18.2.2018) stellt Franz Alt die Friedensbot-
schaft »Kommt endlich zur Vernunft« von Michail Gor-
batschow vor. Julia Karashvili wird über konkrete Frie-
densarbeit im Kaukasus sprechen und Tiffany Easthom 

das Konzept der »Nonviolent Peace Force« vorstellen. 
Eine Diskussionsrunde wird sich mit dem aktuellen Verhältnis 

zwischen USA/Europäischer Union und Russland befassen, auch 
unter der Berücksichtigung der Veränderung der Politik unter dem US-

Präsident Donald Trump. Weitere Hinweise zum Programm: 
friedenskonferenz.info
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»Hallo, ich bin die Neue«
Wie wohl viele von euch inzwischen wissen, hat die GEW Bayern seit 1. Oktober eine neue Kollegin, die 

im Süden Bayerns für die Organisationsbereiche sozialpädagogische Berufe und Weiterbildung zuständig 
ist. Wir von der DDS-Redaktion baten sie, sich vorzustellen. Ihre E-Mail drucken wir hier gerne ab. Und: Wir 
freuen uns auf eine gute Zusammenarbeit! 

Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, 

da ich seit dem 1. Oktober 2017 als 
neue Gewerkschaftssekretärin für die 
Organisationsbereiche sozialpädagogi-
sche Berufe und Weiterbildung im Be-
reich Südbayern tätig bin, möchte ich 
mich kurz vorstellen.

Zu meiner Person 

Ich heiße Gabriele Albrecht-Thum, 
bin verheiratet, habe eine erwachsene 
Tochter und lebe in Memmingen im Un-
terallgäu. An drei Tagen der Woche ar-
beite ich in der GEW-Geschäftsstelle in 
München. An den anderen beiden Ta-
gen bin ich per Mail (gabriele.albrecht-
thum@gew-bayern.de) und per Telefon 
(0160 4480581) zu erreichen.

Zuletzt war ich fast 26 Jahre in den 
verschiedensten Bereichen bei den »Be-
ruflichen Fortbildungszentren der Baye-
rischen Wirtschaft (bfz)« tätig, davon 21 
Jahre als Betriebsrätin und davon wiede-
rum 20 Jahre als Vorsitzende der Region 
Unterallgäu-Bodensee-Oberschwaben. 
Ab 2000 war ich auch Gesamtbetriebs-
ratsmitglied und seit 2010 Mitglied und 
später Vorsitzende des Konzernbetriebs-
rats. 

Betriebsratsarbeit und 
Gewerkschaft gehören 
zusammen

Nun freue ich mich auf meine neue 
Aufgabe. Ich sehe sie als Herausforde-
rung, die ich gerne annehme. Ich möch-
te die Möglichkeit nutzen, meine Ideen 
und Vorstellungen von praktischer Ge-
werkschaftsarbeit zu verwirklichen. Mei-
ne Tätigkeit als Betriebsratsvorsitzende 
war immer eng mit der gewerkschaft-
lichen Arbeit verknüpft. Die Möglich-
keiten, die das Betriebsverfassungsge-
setz zur Zusammenarbeit zwischen Be-
triebsrat und Gewerkschaft bietet, habe 
ich immer versucht, zum Nutzen der Be-
schäftigten einzusetzen. Dabei habe ich 
die GEW Bayern und Süd-Württemberg 

– Teile des bfz liegen in Baden-Württem-
berg – als sehr hilfreich und unterstüt-
zend erlebt. 

Trotz relativ geringen Organisations-
grades wurde vor über zehn Jahren von 
der GEW für die bfz-Betriebe ein Man-
teltarifvertrag verhandelt. Damals noch 
Mitglied der Tarifkommission habe ich 
erfahren, was es bedeutet, in einem ru-
dimentär organisierten Betrieb so ein 
Projekt durchzusetzen. 2006 gelang es: 
Das bfz bekam einen Manteltarifvertrag 
zum Wohl der Belegschaft.

Aktuell ist dieser allerdings vom Ar-
beitgeber gekündigt worden (vgl. DDS 
9/2017, S. 18). Es bietet sich nun die 
Chance, nicht nur Verschlechterungen 
abzuwehren, sondern auch Verbesse-
rungen für die Beschäftigten durchzu-
setzen. Nur ein Arbeitsschwerpunkt, bei 
dem die Federführung bei mir liegt. 

Gleichzeitig bin ich in der GEW noch 
in der Einarbeitungsphase, lerne viele 
Leute kennen und bin sehr daran interes-
siert, die GEW und ihre vielfältigen Mit-
glieder mit ihren Erwartungen und Wün-
schen kennenzulernen. 

Der Gegenpol

Mit Knut Becker und der Gegenpol 
GmbH lernte ich sowohl in den Betriebs-
ratsseminaren als auch als Referentin für 
Einführungsseminare in das Betriebsver-
fassungsgesetz, dass es sich lohnt, fai-
re und gute Arbeitsbedingungen auch 
gegen sehr viel Widerstand zu erkämp-
fen. Ein gemeinsames und solidarisches 
Selbstverständnis als Arbeitnehmer*in 
und daraus resultierendes Handeln ga-
rantieren den Erfolg. 

Wenn sich in den Betrieben etwas 
ändern soll, dann müssen sich die (vie-
len!) Gewerkschaftsmitglieder im Be-
trieb mit den Betriebsräten vernetzen. 
Betriebsräte stehen oft unter massivem 
Druck. Sie brauchen Unterstützung, kon-
struktive Kritik und eine Belegschaft, die 
sich einmischt. Die Kolleginnen und Kol-
legen kennen ihre Arbeit am besten. Sie 
sind die Expert*innen, wenn es darum 
geht, Arbeit sinnvoll, auch einmal mit 

positivem Stress einhergehend, in jedem 
Fall aber gesundheitsfördernd zu gestal-
ten. Gute Arbeitsbedingungen und der 
notwendige Gestaltungsspielraum dafür 
müssen in gewerkschaftlichen Zusam-
menhängen wie z. B. in den Fachgrup-
pen diskutiert, ausgelotet und eingefor-
dert werden. Das ist auch deshalb nötig, 
damit diese Forderungen auch an die Ar-
beit- und Auftraggeber auf vielen Ebe-
nen herangetragen werden können.

Engagierte und gewerkschaftlich or-
ganisierte Belegschaften und funktionie-
rende gewerkschaftliche Strukturen sind 
für mich der Schlüssel für die Durchset-
zungskraft im Betrieb. Und diese Durch-
setzungskraft ist in Betrieben mit Ta-
rifvertrag und umso mehr in Betrieben 
ohne Tarifvertrag der einzige Hebel, um 
von willkürlicher Bezahlung und Selbst-
ausbeutung wegzukommen. 

Ein ehemaliger Betriebsratskollege 
sagte einmal, als ihm von nicht organi-
sierten Kolleg*innen entgegengehalten 
wurde, dass die Arbeitgeber doch »am 
längeren Hebel« säßen: »Irrtum, du hast 
nämlich gar keinen Hebel.« Solidarität 
schafft mehr Hebel! Deshalb mein Cre-
do: Als GEW-Mitglied andere von einer 
Mitgliedschaft überzeugen.

Über Anregungen und Kontaktauf-
nahme würde ich mich sehr freuen!

Gabriele Albrecht-Thum
Gabriele.Albrecht-Thum@gew-bayern.de
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Berichte ... Berichte ... Berichte ... Berichte ... Berichte ... Berichte ... Berichte   

der Antonienstraße. Gemeinsam mit seiner Mutter und den bei-
den Geschwistern Ruth und Werner wurde Ernst Grube im Febru-
ar 1945 im Alter von zwölf Jahren nach Theresienstadt deportiert. 
Er überlebte und kehrte nach München zurück. Hier musste er er-
leben, wie alte Nationalsozialisten auch in der neuen Demokratie 
mitregierten und verhinderten, dass nachhaltige Lehren aus dem 
Faschismus gezogen wurden. Ernst Grube hat sich immer in politi-
sche Auseinandersetzungen seiner Zeit eingemischt. Er engagier-
te sich in der FDJ, der Gewerkschaft und der KPD. Er protestierte 
gegen die Wiederbewaffnung wie auch die Ladenschlussgesetze 
und wurde 1953 zu sieben Monaten Haft wegen Widerstand ge-
gen die Staatsgewalt verurteilt. Wegen Unterstützung der verbo-
tenen KPD erhielt er eine einjährige Gefängnisstrafe. Er engagier-
te sich gegen Berufsverbote, von denen er als Berufsschullehrer 
selbst betroffen war. 

Ernst Grube hat sich aufgrund seiner persönlichen Verfol-
gungserfahrung Zeit seines Lebens gegen Ausgrenzung und Un-
terdrückung engagiert. Er hat über Jahrzehnte hinweg jungen 
Menschen über die Schrecken des Nationalsozialismus aus eige-
ner Anschauung berichtet – und aber auch immer wieder darauf 
hingewiesen, wenn heute Menschen unter Ausgrenzung und Aus-
beutung leiden. Ernst Grube bezieht öffentlich Stellung beson-
ders gegen Neonazis und Geschichtsrevisionisten. Er ist Präsident 
der Lagergemeinschaft Dachau und engagiert sich in der Stiftung 
Bayerischer Gedenkstätten ebenso wie im politischen Beirat des 
NS-Dokumentationszentrums München. Darüber hinaus streitet 
er für die in München so heftig umstrittenen Stolpersteine. Immer 
wieder hat er auf das Schicksal von Flüchtlingen hingewiesen – 
zuletzt hat er eindringlich einen Abschiebestopp für Afghanistan 
gefordert. Ernst Grube war und ist immer auch unbequem. Aber 
es sind nicht die Bequemen, die die Demokratie verteidigen. Für 
sein lebenslanges Engagement erhält Ernst Grube den Georg-El-
ser-Preis der Landeshauptstadt München 2017.

           

GEW-Kollege Ernst Grube, einer der bekanntesten Zeitzeugen 
des Nationalsozialismus und Präsident der Lagergemeinschaft 
Dachau e. V., bekam am 7. November dieses Jahres für sein ge-
sellschaftliches Engagement von der Landeshauptstadt Mün-
chen den Georg-Elser-Preis überreicht. Der Preis erinnert an den 
Widerstandskämpfer Georg Elser, der am 8. November 1939 im 
Münchner Bürgerbräukeller ein Attentat auf Hitler verübte, das 
aber scheiterte. Georg Elser wurde dafür am 9. April 1945 hin-
gerichtet. 

Ernst Grube erhielt den mit 5.000 Euro dotierten Preis für 
sein widerständiges Engagement, das sein Leben prägt. Auch 
wir in der GEW wissen, dass man auf ihn immer zählen kann, 
wenn es darum geht, sich rechtsextremen Tendenzen zu wider-
setzen und die Menschenwürde und Demokratie zu verteidigen. 
Zuletzt geschehen bei seiner beeindruckenden Rede am 22. Ok-
tober 2016 in München gegen das bayerische Integrationsge-
setz.1 Auch sein offener Brief an die Landtagspräsidentin Barbara 
Stamm vom 2. Juni 2017 gegen Abschiebungen nach Afghanistan 
trägt diese Handschrift.2

Bürgermeisterin Strobl kritisierte bei ihrer Laudatio, dass 
Ernst Grube als Mitglied in der Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes nach wie vor im Fadenkreuz des Bayerischen Ver-
fassungsschutzes stehe. Dieser stufe den Verband nämlich als 
linksextremistisch und demokratiefeindlich ein. Nur zahlreichen 
öffentlichen Protesten sei es zu verdanken, dass Ernst Grube im 
Verfassungsschutzbericht inzwischen zumindest nicht mehr na-
mentlich genannt werde.

Die GEW Bayern gratuliert Ernst Grube zu seiner Auszeich-
nung mit dem Georg-Elser-Preis und schließt sich der Begrün-
dung der Jury, die wir hier übernehmen, an.

von Dorothea Weniger

Die Jury begründete ihre Entscheidung wie folgt

Der Preisträger Ernst Grube hat es sich Zeit seines Lebens zur 
Aufgabe gemacht, über die Verbrechen der NS-Diktatur aufzuklä-
ren und Konsequenzen diktatorischer Systeme aufzuzeigen. 

Als Kind einer jüdischen Mutter erlebte er Diskriminierung, 
Entrechtung, Deportation und Internierung im Konzentrationsla-
ger. Als Fünfjähriger sah er, wie die Münchner Synagoge abgeris-
sen wurde. Seine verzweifelten Eltern brachten ihre drei Kinder 
kurz vor dem Novemberpogrom 1938 ins jüdische Kinderheim in 

Wir gratulieren! Kollege Ernst Grube mit Georg-Elser-Preis ausgezeichnet

1 Vgl. integrationsgesetz.bayern/2016/10/27/rede-von-ernst-grube
2 Vgl. »Ernst Grube: Abschiebungen nach Afghanistan – dürfen wir das zulassen?«; 

gew-bayern.de

Fo
to

: O
rla

 C
on

no
lly

 

Zur Tarifauseinandersetzung bei den Beruflichen Fortbildungs-
zentren der Bayerischen Wirtschaft (bfz) hat die GEW Bayern 
eine Plakataktion in München gestartet. Direkt vor der bfz-Zent-
rale in der Infanteriestraße wurde diese Plakatwand angemietet.

Gabriele Albrecht-Thum

Wer Wind sät, wird Sturm ernten
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Am 26. Oktober wurde auch in München für »Ja zu A 13 – weil 
Grund- und Mittelschullehrer*innen es verdienen« in der Fußgän-
gerzone demonstriert. Organisiert wurde die Kundgebung von der 
Landesfachgruppe Grund- und Mittelschulen der GEW Bayern.

Christiane Wagner, Mitglied des GEW-Landesvorstandes, und 
Bernhard Baudler, GEW-Organisationssekretär für den Bereich 
Schule, forderten in ihren Reden die Gleichbehandlung aller Lehr-
kräfte, die auch eine Gleichstellung der Frauen in den Lehrberufen 

bedeuten würde.
Dass man mit der Forderung 

nach gerechterer Bezahlung für 
Grund- und Mittelschullehrer*in-
nen nicht alleinsteht, zeigten die 
Vertreter*innen des Bayerischen 
Elternverbandes (BEV) und der 
Freien Wähler (FW) im bayeri-
schen Landtag. Sie sagten den 
Lehrkräften per Brief landesweit 
ihre Unterstützung zu. Während 
und nach der Kundgebung konn-

Auch Münchner Lehrer*innen gehen für A 13 auf die Straße

Am 26. Oktober 2017 kamen in Nürnberg rund 80 Menschen 
zusammen und forderten die Bezahlung nach A 13 für Grund- 
und Mittelschullehrer*innen. Warum? Weil sie es verdienen. 

Kundgebung »Ja zu A 13« in Nürnberg
Auf dem Nürnberger Hallplatz begrüßte ich die Demonstrieren-
den für die GEW Bayern und verdeutlichte unsere gewerkschaft-
liche Position. Dieser schlossen sich Verena Osgyan (MdL Grüne), 
Stefan Schuster (MdL SPD) und Titus Schüller (Stadtrat Linke) in 
ihren Reden an. Sie wollen sich in Zukunft auch verstärkt dafür 
einsetzen. Jonas Lanig, Bundesvorsitzender des Vereins Humane 
Schule, stellte in seinem Beitrag heraus, dass es um mehr als nur 
um Geld geht: »Das Einkommen unserer Lehrerinnen und Lehrer 
ist nicht nur eine Frage des Geldes. Es ist immer auch eine Fra-
ge der Wertschätzung. Solange bei der Festsetzung der Gehälter 
mit zweierlei Maß gemessen wird, solange die Lehrkräfte an den 
Grund- und Mittelschulen als Pädagog*innen zweiter Klasse be-
handelt werden – so lange müssen sie sich um eine Anerkennung 
ihrer engagierten Arbeit geprellt fühlen.«

Dass sie nicht locker lassen werden, zeigten die Demon-
strant*innen auch nach Ende der Kundgebung. Sie verteilten 
weiter Flyer und diskutierten noch lange mit den Politiker*innen 
und Passant*innen.

von Martina Borgendale 
stellvertretende Vorsitzende der GEW Bayern 

ten auch in München viele Gespräche mit Passant*innen geführt 
werden. Erfreulich dabei war, dass die meisten hinter der GEW-
Forderung standen.

von Christiane Wagner und Dorothea Weniger 
beide Mitglied im GEW-Landesvorstand
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Im Dezember 2017 erhält den LesePeter das Bilderbuch
Mario Ramos: König sein 
Aus dem Französischen von Alexander Potyka
Picus Verlag • Wien 2017 • 36 S. • 16,00 EUR • ab 4 Jahren 
ISBN 978-3-85452-199-0
Ein König ist ein König, weil er eine Krone hat. Könige können alles 
bestimmen, was ihreUntergebenen zulassen. Sich gegen die Go-
rillatruppe des Löwen zur Wehr zu setzen, fällt schwer.

Im Januar 2018 erhält den LesePeter das Kinderbuch
Diana Hillebrand und Stefanie Duckstein:
Hannah lüftet Friedhofsgeheimnisse 
Eine Geschichte über den Tod und was danach kommt
Kösel Verlag • München 2016 • 160 S. • 16,99 EUR  
8-12 Jahre • ISBN 978-3-466-37164-8
Die 10-jährige Hannah stellt gerne Fragen, besonders dann, wenn 
sie merkt, dass andere diesen ausweichen. Seit sie eine tote Kat-
ze gesehen hat, fragt sie sich, was es bedeutet, wenn jemand tot 
ist, und erhält unterschiedliche, nicht immer befriedigende Ant-
worten. Als »Nachfragerin« geht sie der Sache auf den Grund.

Der LesePeter ist eine Auszeichnung der Arbeitsgemein-
schaft Jugendliteratur und Medien (AJuM) der GEW für ein 
herausragendes aktuelles Buch der Kinder- und Jugend-
literatur. Die ausführliche Rezension (mit pädagogischen 
Hinweisen) gibt es unter AJuM.de (Datenbank) oder unter 
LesePeter.de.

native für Deutschland« (AfD). Die Partei »Der III. Weg« und der 
Münchner Stadtrat Karl Richter vom NPD-Ableger »Bürgerinitiati-
ve Ausländerstopp München« (BIA) nutzten ihre Internetseiten für 
die Mobilisierung. 

Pegida drohte dem DGB und der Antifa unverhohlen. Ihre 
Akteur*innen projizierten dafür einen eindeutigen Text zusammen 
mit einem Foto ihres Organisators Heinz Meyer und einem Bild von 
Paulchen Panther, der auf dem Bekennervideo des NSU zu sehen 
ist, auf eine Leinwand. 

Die Kundgebung der AfD wurde am Samstag in üblich rassis-
tischer Manier abgehalten. Matthias Jena vom DGB, der am glei-
chen Tag vor dem Gewerkschaftshaus sprach, fand in seiner Rede 
deutliche Worte dagegen: »AfD demonstriert gemeinsam mit Pe-
gida, dem ›Dritten Weg‹ und der NPD vor dem Münchner Gewerk-
schaftshaus – es ist zum Kotzen. … Wisst ihr, wie oft das Wort ›Ge-
werkschaft‹ im Grundsatzprogramm der AfD vorkommt? Kein ein-
ziges Mal. Kein Wort davon, dass Arbeitgeber ihren Anteil zur So-
zialversicherung leisten müssen. Kein Wort dazu, dass Rentenver-
sicherung, Krankenversicherung und Arbeitslosenversicherung die 
Menschen vor existenziellen Risiken bewahren. … Tarifverträge? 
Keine Erwähnung! Leiharbeit, Werkverträge, Minijobs, Befristun-
gen? Kein einziges Wort dazu!«

Innergewerkschaftliche Kongress-Aufarbeitung 
muss folgen

Die innergewerkschaftlichen Schwachstellen, die rechtsextre- 
me Kräfte zumindest vorübergehend für sich nutzen konnten, 
müssen nun nach dem Kongress aufgearbeitet werden. Die des 
DGB werden dabei wohl leichter als die der GdP zu schließen sein. 
Einen ersten Schritt dazu unternahm Matthias Jena bereits in sei-
ner Rede. An die Antifa gerichtet endete er versöhnlich mit »Ich 
danke euch für euer Engagement«.

von Dorothea Weniger 
DDS-Redaktionsleiterin

Nein, der DGB Bayern machte im Vorfeld des diesjährigen An-
tifa-Kongresses (3.-5.11.) im Münchner Gewerkschaftshaus keine 
gute Figur. Er kündigte ihm kurzfristig die Räume im DGB-Haus und 
ließ sich damit vom DGB-Bundesvorsitzenden unter Druck setzen, 
der sich wiederum nicht gegen den Bundesvorsitzenden der Poli-
zeigewerkschaft behauptete, der seinerseits der Hetze eines rech-
ten Blogs folgte. Doch der Reihe nach.

Polizeigewerkschaften folgten rechter Hetze

Mitte Oktober hetzte der rechte Blog »Journalistenwatch« 
gegen den Antifa-Kongress und ihre Organisator*innen, die im 
Münchner DGB-Haus Räume angemietet hatten. Was dann folg-
te, war kaum zu glauben: Die Deutsche Polizeigewerkschaft im Be-
amtenbund (DPolG) nutzte wenig später die vermeintliche Gele-
genheit, »um massiv die Gewerkschaft der Polizei (GdP, Polizei-
gewerkschaft im DGB) anzugreifen und Mitglieder abzuwerben«. 
Polizist*innen sollten aus Eigeninteresse lieber die Gewerkschaft 
wechseln, hieß es. Doch es kam noch schlimmer. Anstatt sich zu 
distanzieren, kontaktierte der Bundesvorsitzende der GdP Oliver 
Malchow den DGB-Vorsitzenden Reiner Hoffmann, um im Top-
down-Verfahren für die Kündigung der Räume in Bayern zu sorgen. 
Prekär ist, dass am Ende der DGB Bayern die Organisator*innen 
des Antifa-Kongresses dazu aufforderte, »nach alternativen Veran-
staltungsräumen zu suchen«. Damit war der Skandal perfekt.

Gewerkschafter*innen setzten sich 
für Antifa-Kongress ein

Gewerkschafter*innen schrieben daraufhin Resolutionen für 
den Antifa-Kongress in den DGB-Räumen, sammelten Unterschrif-
ten, gaben Stellungnahmen ab. Die Erklärung der DGB-Jugend un-
terschrieben alle Jugendorganisationen der acht Einzelgewerk-
schaften, auch die der Polizei. Daraufhin folgten »intensive inter-
ne Debatten« unter der Vermittlung durch die DGB-Jugend. Am 
21.10. erklärte dann der DGB Bayern, »dass der Kongress wie ge-
plant im Münchner Gewerkschaftshaus stattfinden kann«. Gleich-
zeitig räumte er ein, dass er die Verärgerung der Organisator*innen 
des Kongresses verstehen könne.

Tolles Antifa-Programm zur politischen Bildung

Der Antifa-Kongress bot ein beeindruckendes Programm mit 
rund 30 Veranstaltungen. U. a. sprachen Frigga Haug, Andreas 
Kemper, Robert Andreasch, Eike Sanders und Stefan Dietl zu politi-
schen Utopien und praktischer Politik, zu AfD, Rassismus, Rechts-
extremismus, Nationalsozialistischem Untergrund (NSU) u. v. m. 
Der Kongress endete am Sonntag mit einer Führung durch das NS-
Dokumentationszentrum bzw. mit der Teilnahme an der Gedenk-
veranstaltung der DGB-Jugend im KZ Dachau.

Trotz Gewaltdrohungen gegen den Kongress im Vorfeld ließen 
sich die Antifaschist*innen nicht abschrecken. Am Samstagabend 
gingen die Organisator*innen des Kongresses bereits von rund 600 
Teilnehmenden aus. 

Drohszenarien vor dem DGB-Haus

Vor den Türen des DGB-Hauses standen Gewerkschafter*innen 
und Antifaschist*innen rechtsextremen Kräften gegenüber. Zum 
Glück hatte der ver.di-Arbeitskreis »Aktiv gegen rechts« schon ei-
nige Tage zuvor zeitgleich zum Kongress vor dem DGB-Haus eine 
Kundgebung angemeldet. Nur so wurde verhindert, dass sich 
Rechtsextreme dort direkt versammeln konnten. Neben den Ab-
sperrungen zog bereits am Freitag »Pegida München« auf, am 
Samstag folgte der oberbayerische Bezirksverband der »Alter-

Antifa-Kongress 2017 und DGB: Erst Absage, dann Einlenken, am Ende Dank
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Stellenausschreibung
Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, Landesverband Bayern, sucht eine/einen

Juristin/Juristen
für die Landesrechtsstelle der GEW Bayern, befristet für die Dauer der Elternzeit der Stelleninhaberin  

für mindestens ein Jahr mit Aussicht auf Verlängerung in Teilzeit
Beginn: 1. Dezember 2017 (oder später) • Arbeitszeit: 37 Stunden/Woche

Wir bieten: 
eine befristete Vollzeitstelle (auf Basis von 37 Wochenstunden) • ein vielseitiges Aufgabengebiet mit einer interessanten und selbstständigen Tätigkeit

Bezahlung nach Entgelttabelle GEW Bayern mit interessanten Zusatzleistungen

Schriftliche Bewerbungen bitte an:  
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, Landesverband Bayern • z. Hd. Elke Hahn • Schwanthalerstr. 64  • 80336 München  
oder per E-Mail an: elke.hahn@gew-bayern.de (max. 5 MB; bitte alle Bewerbungsunterlagen zusammengefasst in einer Datei) 

V on hie r a n ge ht

e s a ufw ä rt s !

Gunzenbachstr. 8, 7 6 5 3 0 B a d e n -B a d e n
www.leisberg-klinik.de • info@leisberg-klinik.de

Eine kleine, wunderschön gelegene private Klinik für psychothera-
peutisch-psychiatrische Indikationen. Sehr engagierte Mitarbeiter
nehmen sich Zeit, um mit Ihnen in Kontakt zu kommen und Sie auf
Ihrem Weg in Richtung auf Ihre Gesundungsziele zu begleiten. Man
wird nie gern krank, aber hier ist der Ort, an dem aus der Erkrankung
eine sinnvolle Kurskorrektur werden kann!

Tel.  Beratung:
07221/ 39 39 30

Indikationen: Belastungs- und Erschöpfungsreaktionen („Burn-out“), Depres-
sionen, Ängste und Panik, Essstörungen, Schlafstörungen, Schmerzen

Kostenübernahme: Alle privaten
Krankenversicherungen und die Beihilfe

Mit dem Netzwerk Inklusion Bayern e. V. 
bin ich grundsätzlich für Regelschulen mit 

sonderpädagogischer Fachkompetenz. Wir vom Netzwerk können 
auch die meisten Forderungen der GEW-Hauptpersonalrät*innen 
zur Inklusion unterstützen, teilen aber nicht das sogenannte Zwei-
Lehrer*innen-Prinzip für alle (!) Klassen, in denen Schüler*innen mit 
(drohender) Behinderung sitzen.

Eine Doppelbesetzung jeder inklusiven Schulklasse mit Sonder- 
und Regellehrkraft ist weder finanzierbar noch wünschenswert. Auch 
wollen wir nicht aus Effizienzgründen eine Implementierung von fünf 
und mehr solcher Kinder in einer Klasse, nur damit sich der Einsatz 
eines*r Sonderschullehrers*in rentiert. Stattdessen genügt pro Schule 
(je nach Größe) ein*e Kollege*in mit sonderpädagogischer Kompe-
tenz zur Beratung von Lehrkräften, Eltern und Teams.

Auch im Elementarbereich fordern wir nicht eine*n Heilpäda-

Leser*innenbriefe ... Leser*innenbriefe ... Leser*innenbriefe ...  

gogen*in pro Gruppe, sondern heilpädagogische Kompetenz im Ge-
samtteam. Professor Dr. Wocken hat all dies in seinem Aufsatz »Das 
Präsenz-Professionalitäts-Dilemma« fachlich analysiert und begründet. 
(Wocken, 2017; vgl. hans-wocken.de)

Was nottut, sind pädagogische Zweitkräfte in den Klassen, die dann 
für alle Kinder die Inklusion und Integration unterstützen. Man könnte 
so auch etliche Schulbegleiter*innen einsparen.

Die Autor*innen sehen ja selber den Einsatz von heilpädagogischen 
Förderlehrer*innen als Zweitkräfte vor; sie sollten es doch auch mal 
mit Erzieher*innen bzw. gleichwertigen Fachkräften versuchen, denn  
diese erledigen schon jetzt ihre Arbeit ausgesprochen integrativ in Ta-
gesstätten und Horten. Und: Diese Pädagog*innen können anders als 
Sonderschullehrer*innen auch helfen, Brücken in den Ganztag zu schla-
gen.

Günther Schedel-Gschwendtner

Zum Artikel »Desaströse Bildungspolitik begleitet Lehrkräfte im Schuljahr 2017/18« von Johannes Schiller und Ruth Bren-
ner in der DDS 10/2017, insbesondere zum Abschnitt »Bayerischer Weg hat mit Inklusion kaum etwas zu tun«:

Pädagogische Zweitkräfte statt Zwei-Lehrer*innen-Prinzip

Aufgaben:
n Beratung der GEW-Mitglieder in Fragen des Arbeits-, Sozial-, Beamten- 

und Schulrechts 
n Entscheidung über den gewerkschaftlichen Rechtsschutz für Mitglie-

der 
n Übernahme außergerichtlicher und fallweise gerichtlicher Vertretung 
n Beratung von Personal- und Betriebsräten  
n Beratung und Vertretung der GEW-Gremien in rechtlichen Angelegen-

heiten, einschließlich Tariffragen

Anforderungen/Qualifikationen: 
n fundierte Kenntnisse in den genannten Bereichen und möglichst Be-

rufserfahrung 
n erforderlichenfalls die uneingeschränkte Bereitschaft, sich entspre-

chend zu qualifizieren 
n Bereitschaft zur engagierten Zusammenarbeit mit ehrenamtlichen 

Funktionärinnen und Funktionären 
n Übereinstimmung mit den Zielen der GEW 
n erwünscht sind Erfahrungen mit gewerkschaftlicher Arbeit
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Die Stadt Nürnberg sucht eine / einen

Leiterin/Leiter des Amtes für
Berufliche Schulen
Besoldungsgruppe A 16 BayBesG bzw. Entgelt analog EGr. 15 Ü TVÜ-VKA.
Das mit der Funktion der Schulleiterin/des Schulleiters verbundene Amt 
der BGr. A 16 wird als Amt mit leitender Funktion für die Dauer von 2 Jah-
ren zunächst im Beamtenverhältnis auf Probe übertragen. Beschäftigten 
wird während der vorübergehenden Übertragung der Führungsposition 
auf Probe für die Dauer von 2 Jahren eine Zulage nach § 31 TVöD gezahlt.

Ihre Aufgaben
Im Rahmen der Gesamtleitung des Pädagogischen Amtes übernehmen 
Sie insbesondere die Konzeption des Bildungsangebots der städtischen 
beruflichen Schulen, die Koordination der Arbeit des Amtes sowie der Zu-
sammenarbeit mit den städtischen beruflichen Schulen, den allgemein-
bildenden Schulen, dem Geschäftsbereich Schule und Dritten, die Steu-
erung des Personaleinsatzes einschließlich der Personalbedarfs- und 
Personalentwicklungsplanung der städtischen beruflichen Schulen und 
die Mitwirkung an der pädagogischen Weiterentwicklung der Schulen. 
Sie üben darüber hinaus im Rahmen der Dienstaufsicht das Weisungs-
recht gegenüber den städtischen beruflichen Schulen aus, koordinieren 
das Budget und nehmen die Aufgaben des Sachbedarfsträgers für die 
städtischen und staatlichen beruflichen Schulen wahr.

Ihr Profil
Für die Tätigkeit ist die Befähigung für das Lehramt an beruflichen Schulen, 
mehrjährige Leitungserfahrung im beruflichen Schulwesen in einem Amt 
ab BGr. A 15 BayBesG bzw. EGr. 15 TVöD oder einer vergleichbaren Ein- 
gruppierung sowie Bewährung in Führungsaufgaben unverzichtbar. 
Daneben erwarten wir fundierte Kenntnisse des Schulrechts, Kreativi-
tät und die Fähigkeit, Konzepte zur Weiterentwicklung des beruflichen 
Schulwesens zu erarbeiten und im Konsens durch- und umzusetzen, 
Entscheidungs- und Verantwortungsfreude, soziale Kompetenz, Inno-
vationsfähigkeit und Organisationstalent, Kommunikationsfähigkeit, Ver-
handlungsgeschick, Überzeugungskraft, Durchsetzungsvermögen und 
hohe Belastbarkeit.

Ihre Bewerbung
Bitte senden Sie Ihre vollständigen Bewerbungsunterlagen bis 31.12.2017 
an die Stadt Nürnberg, Personalamt, z. H. Frau Haupt, Fünferplatz 2, 
90403 Nürnberg. Telefonisch erreichen Sie uns unter 09 11 / 2 31-2582. 
Bitte verwenden Sie nur Kopien, weil eine Rücksendung der Unterlagen 
nicht erfolgen kann.
Die Informationen im Stellenmarkt unter karriere.nuernberg.de sind Be-
standteil dieser Stellenausschreibung.

Chancengleichheit ist die Grundlage unserer Personalarbeit

Die Stadt Nürnberg sucht ab Beginn des Schuljahres 2018/2019 
für ihre Berufliche Schule - Direktorat 1 - (Kompetenzzentrum für 
Metall, Elektro und IT)

eine Schulleiterin/einen Schulleiter
Besoldungsgruppe A 16 BayBesG bzw. Entgelt analog Entgelt-
gruppe 15Ü TVÜ-VKA

Das mit der Funktion der Schulleiterin/des Schulleiters verbun-
dene Amt der BGr. A 16 wird als Amt mit leitender Funktion für 
die Dauer von 2 Jahren zunächst im Beamtenverhältnis auf Pro-
be übertragen. Beschäftigten wird während der vorübergehen-
den Übertragung der Führungsposition auf Probe für die Dauer 
von 2 Jahren eine Zulage nach § 31 TVöD gezahlt. 

Ihre Aufgaben
Als Schulleiterin/Schulleiter vertreten Sie die Schule nach außen, 
kooperieren mit vorgesetzten Dienststellen sowie staatlichen 
Stellen und fördern die Zusammenarbeit mit sozialpädagogischen 
Einrichtungen, Betrieben, Kammern und Verbänden. Das Aufga-
bengebiet umfasst neben dem Unterricht insbesondere fachliche 
und didaktisch-pädagogische Aufgaben (z. B. aktive Steuerung 
der pädagogischen Schulentwicklung und des Qualitätsma-
nagements, Festlegung von Grundsätzen und Richtlinien der 
pädagogischen Arbeit in Zusammenarbeit mit dem Kollegium, 
Initiierung und Entwicklung von adäquaten Fortbildungskonzep-
ten, Förderung von innovativen Unterrichtskonzepten, Entwick-
lung von Konzepten und Sicherstellung der fachlich-inhaltlichen 
Aufgabenerfüllung auf allen Ebenen), administrative Aufgaben 
(z. B. organisatorische (Schul-) Verwaltungsaufgaben, Bearbei-
ten von schulrechtlichen Fragen, Koordination des Einsatzes 
von Lehrkräften und Arbeitsmitteln und verantwortliche Steue-
rung des Schulbudgets) sowie Aufgaben im Bereich Personal 
(z. B. Mitarbeiterführung, Verfolgen einer zielgerichteten Perso-
nalentwicklung, Steuerung der personellen Elemente der Schul-
entwicklung und des Qualitätsmanagements, Gestaltung eines 
sozialverträglichen Schulklimas).

Ihr Profil
Für die Tätigkeit sind die Befähigung für das Lehramt an Be-
ruflichen Schulen der Fachrichtung Elektrotechnik oder Metall-
technik, eine mehrjährige (Unterrichts-) Tätigkeit im beruflichen 
Schulwesen sowie mehrjährige Erfahrungen als Funktionsstel-
leninhaber/in in BGr. A 15 BayBesG bzw. EGr. 15 TVöD oder 
einer vergleichbaren Eingruppierung unverzichtbar. Daneben 
erwarten wir fundierte fachliche Kenntnisse, vertiefte pädago-
gische Kenntnisse, gute pädagogische Fähigkeiten, fundierte 
Kenntnisse des Schulrechts, fundierte EDV-Kenntnisse, Inno-
vationsfähigkeit und Organisationstalent, gute Führungseigen-
schaften, ausgeprägte soziale Kompetenz, Erfahrungen in der 
pädagogischen Schulentwicklung, dem Qualitätsmanagement 
und der Personalentwicklung sowie in der Schulverwaltung, 
hohe Kommunikations- und Kontaktfähigkeit, Fähigkeit zu kon-
zeptioneller Arbeit und zur Teamarbeit, Entschlusskraft, weit 
überdurchschnittliches Engagement, hohe Belastbarkeit, Durch-
setzungsvermögen sowie Aufgeschlossenheit für neue pädago-
gische Entwicklungen.

Ihre Bewerbung
Bitte senden Sie Ihre vollständigen Bewerbungsunterlagen bis 
29. Dezember 2017 an die Stadt Nürnberg, Personalamt, z. H.
Frau Hegemann, Fünferplatz 2, 90403 Nürnberg. Telefonisch
erreichen Sie uns unter 09 11 / 2 31-23 46. Bitte verwenden
Sie nur Kopien, weil eine Rücksendung der Unterlagen nicht er-
folgen kann. Die Informationen im Stellenmarkt unter karriere.
nuernberg.de sind Bestandteil dieser Stellenausschreibung.

Chancengleichheit ist die Grundlage unserer Personalarbeit

Mit diesen Meldungen wandte sich die GEW im 
Oktober/November an die Presse
n PM v. 13.10.2017: GEW Bayern: Lehrbeauftragte an 

Hochschulen besser stellen
n PM v. 20.10.2017: Die Bildungsgewerkschaft GEW for-

dert in Kundgebungen in München und Nürnberg die 
Entgeltgruppe A 13 als Einstiegsgehalt auch für Lehrkräf-
te an Grund- und Mittelschulen

n PM v. 13.11.2017: Solidarität mit den Lehrbeauftragten 
in Bayern

n PM v. 14.11.2017: »Equal Pay Day« 15. November: Die 
Bildungsgewerkschaft GEW fordert A 13 als Einstiegs-
gehalt auch für die Lehrer*innen an Grund- und Mittel-
schulen 

Alle Pressemitteilungen der GEW Bayern sind hier zu finden: 
gew-bayern.de
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Einladung zum Seminar 
des Landesfrauenausschusses

Feministische Aspekte in der Diskussion um 
das bedingungslose Grundeinkommen

Referat: Dr. Antje Schrupp 
Politikwissenschaftlerin und Journalistin

mit anschließender Diskussion
Wo: DGB-Haus in Nürnberg, Kornmarkt 5-7

Wann: am 24.2.2018
Beginn: 10.30 Uhr

Ende mit Mittagessen: ca. 13.30 Uhr
Danach findet eine Sitzung des Landesfrauenausschusses (LFA) statt, die 

für interessierte Frauen offen ist.
Anmeldungen an renate.oehler@gew.bayern

Einladung mit weiteren Details folgt

Interessante GEW-Veranstaltungen ab Dezember 2018
Die Übersicht wird ständig aktualisiert, entsprechende Hinweise bitte an Susanne Glas in der GEW-Landesgeschäftsstelle: susanne.glas@gew-bayern.de

1  Anmeldung nötig, falls nicht anders angegeben: GEW Bayern, Susanne Glas, susanne.glas@gew-bayern.de, Tel.: 089 54408116, Fax: 089 5389487   2  TN-Gebühr

11.12.2017 Hochschule und Wissenschaft in Trumps Amerika. Über den Zustand von 
Wissenschaft und Gesellschaft in den USA. Mit Randal und Tricia R. Hepner 
(University of Tennessee). Eine Veranstaltung der Landesfachgruppe Hoch-
schule und Forschung.

Vortrag und 
Diskussion in 
englischer Sprache

München
DGB-Haus
18.00 Uhr

19.-20.1.2018 Bildungsfinanzierung weiter denken! Wachstum, Inklusion und Demokra-
tie.1 Referent: Tobias Kaphegyi, Dozent und freiberuflicher Wissenschaftler, 
Mitglied der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik. Anmeldeschluss 
war bereits. Das Seminar ist schon ausgebucht. Bei Interesse nach freien 
Plätzen fragen.

Zwei-Tages-Seminar Nürnberg
Caritas-Pirckheimer-Haus
Fr. 16.00 - Sa. 16.00 Uhr

9.-10.2.2018 Mit Tanzen spielend lernen. Tanzwerkstatt für Kita und Grundschule.1, 2 

Mit Marija Milana, Tanzpädagogin, Sozialpädagogin, Mediatorin. 
Anmeldeschluss war bereits. Bei Interesse nach freien Plätzen fragen.

Zwei-Tages-Seminar Nürnberg
Caritas-Pirckheimer-Haus
Fr. 16.00 - Sa. 16.00 Uhr

24.2.2018 Feministische Aspekte in der Diskussion um das bedingungslose Grund-
einkommen. Mit Dr. Antje Schrupp. Näheres s. unten.
Eine Veranstaltung des Landesfrauenausschusses der GEW Bayern.

Informationsveran-
staltung

Nürnberg
DGB-Haus
10.30 - 13.30 Uhr

Aufruf  
»Lehrkräfte sind keine Abschiebehelfer*innen«

Du bist Lehrkraft an einer Schule in Bayern?  
Du hast unseren Aufruf »Lehrkräfte sind keine 

Abschiebehelfer*innen« noch nicht unterschrieben?  
Dann druck dir die Unterschriftenliste unter  

gew-bayern.de/bayern/ 
Wir_LehrerInnen_sind_keine_Abschiebehelfer.pdf  

aus!

Unterstütze die Aktion mit deiner Unterschrift und  
überzeuge dein Kollegium davon, es dir gleichzutun! 

Informiere auch Lehrkräfte an anderen Schulen  
in Bayern, die du kennst!

Hilf mit, dass die Aktion ein Erfolg wird und alle Kinder 
und Jugendlichen Schule als Schutzraum erleben können!

Herzlichen Dank für deine Unterstützung! 
Deine GEW/Deine AG Schule

Die Reineke-Fuchs-Grundschule in Berlin-Reinickendorf 
sucht eine SonderpädagogIn.

Wir sind ein engagiertes Kollegium, 
das sehr teamorientiert arbeitet.

Bei Interesse bitte unter Tel. 030 4132055 melden.

DIE KLEINE HEXE
Seit ihrem Erscheinen vor 60 Jahren begeistert Otfried Preußlers »Die  
kleine Hexe« Generationen von Kindern. In der ersten Realverfilmung  
des gleichnamigen Kinderbuchklassikers erweckt nun Karoline Her-
furth eine der populärsten Literaturfiguren zu neuem Leben.
Die kleine Hexe (Karoline Herfurth) hat ein großes Problem: Sie ist erst 
127 Jahre alt und damit viel zu jung, um mit den anderen Hexen in 
der Walpurgisnacht zu tanzen. Deshalb schleicht sie sich heimlich auf 
das wichtigste aller Hexenfeste – und fliegt auf! Zur Strafe muss sie 
innerhalb eines Jahres alle Zaubersprüche aus dem großen magischen 
Buch auswendig lernen und allen zeigen, dass sie eine gute Hexe ist. 
Doch Fleiß und Ehrgeiz sind nicht wirklich ihre Stärken und obendrein 
versucht die böse Hexe Rumpumpel (Suzanne von Borsody) mit al-
len Mitteln zu verhindern, dass sie es schafft. Zusammen mit ihrem 
sprechenden Raben Abraxas (gesprochen von Axel Prahl) macht sich 
die kleine Hexe deshalb auf, um die wahre Bedeutung einer guten 
Hexe herauszufinden. Und stellt damit die gesamte Hexenwelt auf die  
Probe …
Kinovorführungen für Kindergruppen und Schulklassen sind möglich. 
Der Film richtet sich an Vorschulkinder, Grundschüler*innen und die 
jüngeren Altersgruppen der Sekundarstufe I und bietet zahlreiche An-
knüpfungspunkte u. a. für die Fächer Deutsch, Sachkunde und Kunst. 
Begleitmaterial zum Film wird von Stiftung Lesen erstellt und steht 
kostenlos auf deiner GEW-Website, der Website von Stiftung Lesen 
sowie auf der Filmwebsite als Download zur Verfügung. 
DIE KLEINE HEXE hat von der Film- und Medienbewertungsstelle FBW 
das Prädikat »besonders wertvoll« erhalten:  
http://www.fbw-filmbewertung.com/film/die_kleine_hexe
Kinostart: 1.2.2018
Filmwebsite: www.diekleinehexe-film.de
Filmverleih: STUDIOCANAL

Einladung zur 
nächsten 
GEW-Film-Preview
in München

Sonntag, 
21. Januar 2018
Kino: City 2
Sonnenstraße 12 
München 
Beginn: 11.00 Uhr 
Es gibt 221 Plätze.
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Diese Treffen finden regelmäßig statt, nicht jedoch in den Ferienzeiten. Die Übersicht wird ständig aktualisiert, entsprechende Hinweise bitte an die DDS-Redaktion:
Dorothea Weniger • GEW Bayern • Schwanthalerstr. 64 • 80336 München • 089 69393206 • Fax: 089 5389487 • Dorothea.Weniger@gew-bayern.de

Altötting Mühldorf Treffen nach Vereinbarung. Termine auf Anfrage 
Kontakt: Jochen Peters,  08639 5330, jochenpeters8@aol.com 
oder Karin Ebensperger, karinebensperger@gmx.de 
Ansbach Pädagogischer Stammtisch in regelmäßigen Abständen, 
Termine dazu und weitere Informationen: www.gew-ansbach.de 
Kontakt: Günther Schmidt-Falck,  09802 953142
Aschaffenburg/Miltenberg Termine und Themen der Treffen siehe  
Aktionskalender auf www.gew-aschaffenburg.de 
Kontakt: Christiane Hirsch-Holzheimer,  06024 7723
Augsburg Termine und Informationen auf www.gew-augsburg.de 
Treffen jeden 1. Donnerstag im Monat ab 19.30 Uhr  
im Augsburger GEW-Büro, Schaezlerstr. 13 1/2
Kontakt: Tobias Bevc, info@gew-augsburg.de
Bad Neustadt Treffen nach Vereinbarung
Kontakt: Wolfgang Büchner,  09773 8286
Bad Tölz/Wolfratshausen  
Offener Treff jeden 1. Donnerstag im Monat 
20.00 Uhr, Ratsstuben Geretsried
Kontakt: Andreas Wagner,  08171 965605
Bamberg Termine/Themen der Treffen siehe: www.gew-oberfranken. de 
Kontakt: Ernst Wilhelm,  0951 67888
Bayreuth/Kulmbach Treffen jeden 1. Donnerstag im Monat außerhalb der 
Ferien, 19:00 Uhr, Gaststätte Zum Brandenburger, Bayreuth St. Georgen
Kontakt: Ernst Friedlein, 09201 590, Roland Dörfler,  0921 92655
Coburg jeden 2. Mittwoch im Monat, 20.00 Uhr,
Da Mario, Sally-Ehrlich-Str.7, Coburg
Kontakt: Jürgen Behling,  09566 808060, schmitt.behling@t-online.de
Donau-Ries/Dillingen mittwochs nach Vereinbarung, 19.30 Uhr, 
Posthotel Traube Donauwörth
Kontakt: Gudula Zerluth,  09090 3986, zerluth@web.de
Erding Stammtisch jeden dritten Donnerstag des Monats (außer Ferien)
19.30 Uhr beim Wirt in Riedersheim
Kontakt: Paul Horn,  089 32667970, paulhorn@web.de
Erlangen jeden Dienstag Sprechstunden von 17.00 -18.00 Uhr,  
Arbeitslosenberatung: jeden 1. + 3. Mittwoch im Monat,  
18.00 – 19.00 Uhr, Friedrichstr. 7
Kontakt:  09131 8119451, info@gew-erlangen. de,  
www.gew-erlangen.de
Forchheim jeden 2. Donnerstag im Monat, 19.30 Uhr
Vogelgässler, Vogelstr. 16
Kontakt: Andreas Hartmann,  09191 702432
Freising Termine auf Anfrage 
Kontakt: Tina Buchberger,  0160 95908582
Fürstenfeldbruck/Dachau 
Treffen nach Vereinbarung, Kontakt: Margot Simoneit 
  08141 539154, margot.simoneit@gew.bayern
Fürth Sprechzeiten im GEW Bezirksbüro, Luisenstr. 2 90762 Fürth  
am Mittwoch von 14.15 - 16.15 Uhr  
(s. a. Stammtisch unter Nbg./Fürth)
Hof-Wunsiedel Treffen jeden zweiten Donnerstag im Monat,  
abwechselnd in Hof bzw. Selb, Ort und Termin: www.gew-oberfranken.de
Kontakt: Karl-Heinz Edelmann, edekarl@yahoo.de
Ingolstadt/Eichstätt/Neuburg  
offene Vorstandssitzung am 3. Donnerstag im Monat ab 17.30 Uhr  
im Café Maximilians, Schäffbräustr. 23, Ingolstadt 
Kontakt: L. Peter Thierschmann,  0179 2921459
Kempten/Oberallgäu Treffen nach Vereinbarung 
Kontakt: michabaumueller@web.de
Lindau Treffen nach Vereinbarung
Kontakt: David Glaeser, glaeser.david@t-online.de
Main-Spessart Treffen nach Vereinbarung
Kontakt: Elfriede Jakob-Komianos,  09352 5768
oder Wolfgang Tröster,  09353 8181
Memmingen/Unterallgäu Termine auf Anfrage 
Kontakt: Stefan Kohl,  08331 6400009, gew-unterallgaeu@gmx.de
München Fachgruppe Berufliche Schulen Termine auf Anfrage
Kontakt: Joe Lammers,  089 3088243
München Fachgruppe Grund- und Mittelschulen
Termine: gew-muenchen.de
Ansprechpartnerin: Christiane Wagner, christiane.wagner@gew-bayern.de
München Fachgruppe Gymnasien Termine auf Anfrage
Kontakt: Andreas Hofmann, andreas.hofmann@gew-bayern.de

München Fachgruppe Hochschule und Forschung 
Termin: Vgl. gew-muenchen.de/fachgruppen/hochschuleforschung/huf/
Kontakt: huf@gew-muenchen.de
München Fachgruppe Realschulen Termine auf Anfrage
Kontakt: Michael.Hemberger, hembergermichi@gmail.com
München Fachgruppe Sonderpädagogische Berufe
Termine: www.gew-muenchen.de
Kontakt: Wolfram Witte,  089 134654
München Fachgruppe Sozialpädagogische Berufe
jeden 1. Mittwoch im Monat, 19.00 Uhr, DGB-Haus
Programm: www.gew-muenchen.de
München Lehramtskampagne an der Universität  
und GEW-Studierende, Kontakt: la-m@gew-bayern.de
München AK Personalräte und Vertrauensleute  
monatlich Treffen: Mittwoch 17.00 Uhr, DGB-Haus, Termine auf Anfrage
Kontakt: Hacki Münder,  089 4483916, Franz Stapfner,  089 5805329
München GEW-Seniorinnen und Senioren 
Jour-fixe jeden dritten Montag im Monat, 17.00 - 19.00 Uhr, DGB-Haus
Kontakt: Elisabeth Reiter, e.reiter@link-m.de
München Arbeitsgemeinschaft Jugendliteratur und Medien (AJuM)
Treffen nach Vereinbarung 
Kontakt: daniela.kern@ajum.de,  0170 5430455
Neumarkt/Oberpfalz  
Treffen: Mittwoch nach Vereinbarung, 19.30 Uhr, Plitvice
Kontakt: Sigi Schindler,  09185 1091
Neu-Ulm/Günzburg  
Treffen: monatlich, Termin auf Anfrage
Gasthaus Lepple, Vöhringen oder Zur Goldenen Traube, Witzighausen
Kontakt: Ulrich Embacher,  07307 23396
Nürnberg Fachgruppe Berufliche Schulen
Treffen nach Vereinbarung
Kontakt: Steffi Ungethüm, Steffi.Ungethuem@stadt.nuernberg.de
Nürnberg Fachgruppe Grund- und Hauptschulen 
Termine und Infos unter www.gew-nuernberg.de
Kontakt: Werner Reichel,  0911 301491
Nürnberg Fachgruppe Sozialpädagogische Berufe, Monatliche Treffen. 
Kontakt: Mario Schwandt,sozpaedberufe@gew-nuernberg
Nürnberg/Fürth FG Sonderpädagogische Berufe Mittelfranken  
Termine und Infos unter: www.gew-fachgruppe.sopaed.net
Kontakt: Stephan Stadlbauer,  0911 7360310
Nürnberg/Fürth offener Stammtisch für alle Fachgruppen  
Treffen nach Vereinbarung. 
Kontakt: gew-mittelfranken@nefkom.net,  0911 6589010
Nürnberg Büro für Lebenserfahrung
Aktivitäten und Infos www gew-nuernberg.de
Kontakt: Wolfgang Streidl wastreidl@yahoo.de,    0171 9275449
Nürnberger Land Termine auf Anfrage
Kontakt: Hermann Hagel,  09128 729051
Pfaffenhofen jeden 2. Donnerstag im Monat 
20.00 Uhr, Griechisches Restaurant Aphrodite in Niederscheyern
Kontakt: Norbert Lang-Reck,  08441 71192
Regensburg jeden 2. Donnerstag im Monat, ab 19.30 Uhr, Stefanos, 
Bruderwöhrdstr. 15, Bürozeit: jeden Donnerstag außerhalb der Ferien 
von 16.00-17.00 Uhr im Büro Richard-Wagner-Str. 4/I, rückw.
Kontakt: Peter Poth,  0941 566021
Rosenheim/Kolbermoor jeden 3. Mittwoch im Monat, 
19.00 Uhr, im »Z – linkes Zentrum«, Innstr. 45, Rosenheim
Kontakt:  01523 4722681
Schweinfurt jeden 2. Mittwoch im Monat, 19.00 Uhr
Kontakt: Karl-Heinz Geuß,  09721 186936
Sulzbach-Rosenberg jeden 3. Mittwoch im Monat, 19.00 Uhr
Gaststätte Sperber
Kontakt: Manfred Schwinger,  09661 7755
Weiden jeden 2. Monat, 19.30 Uhr, an wechselnden Orten
Termine auf Anfrage: rduetsch@t-online.de 
Kontakt: Richard Dütsch,  0961 23488
Weilheim-Schongau/Garmisch-Partenkirchen Termine auf Anfrage 
Kontakt: Giulia Reich,  08861 241062, gewgiuliareich@online.de
Weißenburg (Mfr.) jeden 1. Donnerstag im Monat, 19.00 Uhr Casino
Kontakt: Harald Morawietz, post@gew-wug.de, www.gew-wug.de
Würzburg monatliche Treffen, Termine auf Anfrage, 
19.00 Uhr, Gaststätte »Am Stift Haug«, Textorstr. 24, 97070 Würzburg
Kontakt: Jörg Nellen,  0931 29194129, gewwue@aol.com
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